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Gesamteuropäische Kooperation 1970-1973

Versuch einer Zwischenbilanz

Hans-Adolf Jacobsen

Zur Einführung

Vom 26. 4. bis 28. 4. 1973 fand in Bonn-Bad 
Godesberg ein Symposium über Fragen der 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
statt, an dem über 70 Politiker, Wissenschaft-
ler, Journalisten, Beamte und Mitarbeiter aus 
verschiedenen Ministerien und Institutionen 
teilgenommen haben. Veranstalter war das 
Seminar für Politische Wissenschaft an der 
Universität Bonn, das dabei von der Deutschen 
Gesellschaft für Friedens- und Konfliktfor-
schung unterstützt wurde. Das Ziel der Veran-
staltung war ein mehrfaches: einmal sollte 
versucht werden, eine erste, vorsichtige Zwi-
schenbilanz auf dem Gebiet der intersyste-
maren Zusammenarbeit zwischen unterschied-
lichen Gesellschaftsordnungen zu ziehen und 
dabei deren Möglichkeiten und Grenzen zu 
verdeutlichen. Zum anderen ging es darum, 
einen kontinuierlichen Meinungsaustausch 
zwischen jenen einzuleiten, die auf Grund 
ihrer Tätigkeit auf dem Sektor der Koopera-
tion mit den sozialistischen Staaten bereits 
wertvolle Erfahrungen gesammelt haben, ohne 
daß diese immer hinreichend bekanntgewor-
den sind, und jenen, die sich vorwiegend als 
Wissenschaftler mit diesen Fragen auseinan-
dersetzen. Damit verband sich zugleich die 
Hoffnung, daß eine solche Begegnung zu 
einem sicherlich notwendigen Korrektiv des 
Urteils auf beiden Seiten über die bestehenden 
Probleme führen und Ansätze aufgezeigt wer-
den könnten, in welcher Weise aufgetretene 
und zu erwartende Schwierigkeiten inter-
systemarer Zusammenarbeit (mittel- oder 
langfristig gesehen) reduziert werden können. 
Und schließlich sollte zwischen Praktikern und 
Theoretikern erörtert werden, wie weitere 
Kreise der Öffentlichkeit in der Bundesrepu-
blik Deutschland für die künftigen Aufgaben 
der weltpolitisch so bedeutsamen Kooperation 
zwischen Ost und West als ein Mittel der 
Friedenssicherung verstärkt durch sachliche 
Information interessiert werden können.

Aus dem umfassenden Themenkatalog wurden 
Schwerpunkte ausgewählt. Dazu zählten 

Aspekte der gesamteuropäischen Sicherheit, 
der Wirtschaftskooperation zwischen Ost und 
West, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, Kultur und Technologie sowie 
Perspektiven einer künftigen gesamteuropä-
ischen Friedensordnung, die durch Referate 
von Praktikern und Theoretikern analysiert 
und in Arbeitsgruppen vertieft wurden. Be-
richte der Arbeitsgruppen und eine Plenar-
debatte über die Themenkreise beendeten das 
Symposium.

Die mannigfachen Beziehungen zwischen Ost 
und West haben in den vergangenen Jahren 
deutlich werden lassen, daß bisher nur sehr 
begrenzt von wirklicher Kooperation gespro-
chen werden kann. Davon kann eigentlich erst 



dann die Rede sein, wenn vertragliche, länger-
fristige Vereinbarungen getroffen werden mit 
dem Ziel, gemeinsame Leistungen zu erbrin-
gen, das beiderseitige Vorgehen abzustimmen 
und wechselseitige Vorteile anzustreben, die 
zu einer gewissen gegenseitigen Abhängigkeit, 
zur Arbeitsteilung und schließlich zur Partner-
schaft auf lange Sicht führen 1können ). In der 
Zwischenbilanz sollten einzelne Bereiche (Wis-
senschaft — vornehmlich Naturwissenschaften 
und Technik —, Bildungswesen, Massenme-
dien, Kunst, Sport, Privatinitiativen und Tou-
rismus) angesprochen werden, ebenso die Ziel-
gruppen in den anderen Gesellschaftssyste-
men, Quantität und Qualität des Austauschs 
und die Formen möglicher Institutionalisie-
rung bilateral bzw. multilateral. Dabei galt es, 
die Probleme einer lockeren Koordinierung 
der diesbezüglichen Aktivitäten (Überblick, 
Abstimmung, Erfahrungsaustausch) in der Bun-
desrepublik Deutschland zu diskutieren, ohne 
die sich inzwischen herauskristallisierten 
Schwierigkeiten der Zusammenarbeit außer 
acht zu lassen. Nach den bisherigen Erfahrun-
gen zu urteilen, resultieren diese vor allem 
aus der Unterschiedlichkeit der Systeme, aus 
administrativen Hemmnissen, der Unausgegli-
chenheit des Austauschs, dem Sonderfall Ber-
lin, aber auch aus regionalen Unterschieden 
(z. B. in Osteuropa). Nach wie vor sehr schwer 
zu beantworten ist die Frage, wie die Wirkun-
gen dieser Zusammenarbeit in O
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st und West 
(Selbst- und Fremdeinschätzung) zu beurteilen 
sind ).
Im Bereich der Wirtschaftskooperation stehen 
ähnliche Fragen im Vordergrund. Welche po-
litischen Wirkungen sind von dem im ganzen 
doch noch recht bescheidenen Os
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thandel 
(OECD-Länder: 3,5%; BRD 1971: 3,8 %; 1972: 
ca. ,6%, W. Scheel sprach zuletzt von ca. 
6 %) und den über 200 abgeschlossenen Ko-
operationsverträgen zu erwarten? Entschei-
dend bleiben hier immer wieder die Unter-
schiede in der Wirtschaftsstruktur, die Vor-
rangigkeit der sozialistischen Integration und 

die bekannten Schwierigkeiten bzw. Hinder-
nisse bei der Ausweitung des Handels im be-
sonderen 3).

Es wird sorgfältig zu prüfen sein, ob die 
Behauptung zutrifft, daß, je größer das wirt-
schaftliche Engagement sei, desto mehr von 
einer Verflechtung gemeinsamer Wirtschafts-
interessen gesprochen werden könne mit der 
Konsequenz, daß sich die Gefahren der Ost- 
West-Konfrontation verringern und damit der 
Frieden stabiler werde. Ein prominenter Sach-
kenner in der BRD hat in diesem Zusammen-
hang die Auffassung vertreten, daß besseres 
Kennenlernen und Verstehen zu wachsendem 
Vertrauen zwischen unterschiedlichen Gesell-
schaftssystemen führen würden. Denn dadurch 
würden politische Spannungen reduziert und 
zusätzlich Stabilität geschaffen. Von einem er-
höhten Lebensstandard der Völker im Osten 
und von dem Anschluß der sozialistischen 
Staaten des Westens sei vielleicht zu erhoffen, 
daß bestimmte Härten und Starrheiten des 
Systems sowie gewisse ideologisch-politische 
Verkrampfungen reduziert würden. Längerfri-
stig würden dann immer mehr sachbezogene 
Entscheidungen nach innen und außen getrof-
fen werden4).

1) Vgl. jetzt allg.: West-Ost Journal, Wien, Mai 
1973; Rede von W. Scheel in Helsinki v. 4. 7. 1973, 
in: Bulletin Nr. 82 v. 5. 7. 1973. S. auch die Bei-
träge von J. Jahnke und W. Nolde in dieser Aus-
gabe der Beilage. Zudem: E. Boettcher (Hrsg.), 
Wirtschaftsbeziehungen mit dem Osten, Stuttgart 
1971; H.-J. Moecke, Einfache und erweiterte Ost- 
West-Kooperation, in: Außenwirtschaftsdienst des 
Betriebsberaters, Februar 1973.
2) Vgl. die Beiträge v. J. Jahnke und H. Eikenberg. 
Auch: P. Hermes, Wirtschaftliches Engagement der 
Bundesrepublik Deutschland im Osten, in: Europa- 
Archiv 1/1973, S. 7 ff.

3) S. auch den Beitrag v. Nolde; Moecke, a. a. O. 
und Hermes, a. a. O.
4) Vgl. Hermes, a. a. O.
5) Vgl. jetzt den Beitrag von einem der Konferenz-
teilnehmer: D. Proektor, in: Osteuropa, Heft 8/1973, 
S. 565 ff. (Der internationale Rahmen der Zusam-
menarbeit).

Von sowjetischer Seite ist wenige Wochen 
vor dem Symposium bei einer Konferenz in 
Köln von Vertretern der Deutschen Gesell-
schaft für Osteuropakunde und dem Institut 
für Weltwirtschaft und Internationale Bezie-
hungen der Akademie der Wissenschaften 
(Moskau) die Ansicht geäußert worden, daß 
auf dem Sektor der Wirtschaftskooperation 
nicht nur eine Arbeitsteilung notwendig sei, 
sondern in erster Linie auch eine Steigerung 
des Austausch-Volumens. Dadurch könne der 
Charakter der Beziehungen zwischen Staaten 
unterschiedlicher Gesellschaftsordnung geän-
dert werden. Allerdings wurde in diesem Zu-
sammenhang mit Recht auf den Zeitfaktor und 
die Explorationsphase hingewiesen. Im Hin-
blick auf den Antagonismus der Systeme müß-
ten Wege und Methoden gefunden werden, 
um bestimmte psychologische Barrieren zu 
überwinden 5).
Im Februar 1973 hat ein führender Vertreter 
des Bonner Wirtschaftsministeriums in Buda-



pest angedeutet, daß die Industrie „Schritt-
macher" auf dem politischen Felde sei. Denn 
Austausch von Informationen und Erfahrun-
gen, ein gegenseitiges Kennenlernen, seien 
die Basis für bessere Partnerschaft6). Auf 
diese Weise könnten die unterschiedlichen 
Wirtschaftssysteme beider Länder (Ungarn— 
BRD) überwunden werden und das sei gut für 
die Politik.

6) Vgl. das Interview mit Min.Dir. Engelmann in 
Budapest (BPA/Ostinf. v. 27. 2. 1973, Radio Buda-
pest).
7) Vgl. die Schlußempfehlungen der Konsulationen
für die Konferenz über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa in Helsinki v. 8. 6. 1973, in: 
Europa-Archiv 13/1973, S. D 369 ff. Vgl. auch den 
Beitrag von J. Diesel in dieser Beilage.

Diese und ähnliche Aussagen zwingen immer 
wieder zur Klärung der Frage, ob eine solche 
Zielsetzung im Rahmen gesamteuropäischer 
Kooperation als Element der Friedenssiche-
rung betrachtet werden kann. Bekanntlich er-
hoffen sich die Vertreter des Funktionalismus 
von einer verstärkten Kooperation in den 
mehr konfliktfreien Bereichen eine Ausdeh-
nung der Zusammenarbeit auch auf andere 
Gebiete. Ob aber eine Wirtschaftskooperation 
mit dem Zweck, das Ostblocksystem aufzu-
lockern oder die unterschiedlichen Wirtschafts-
systeme langsam zu überwinden nicht neue 
Gefahren (destabilisierender Wirkung) herauf-
beschwört, wird stets von neuem zu unter-
suchen sein.
Damit hängt ein weiteres Grundproblem ge-
samteuropäischer Kooperation zusammen, 
nämlich das der „Friedlichen Koexistenz", das 
u. a. auch im Mittelpunkt der künftigen ange-
strebten Zusammenarbeit in humanitären und 
anderen Bereichen (sog. „Korb" III der KSZE)7 ) 
stehen wird. Dieses ist bisher weder hinrei-
chend kritisch beleuchtet noch gemeinsam dis-
kutiert worden. Handelt es sich dabei lediglich 
um eine zwischenstaatliche Maxime zwischen 
unterschiedlichen Gesellschaftssystemen, wie 
dies von der Mehrheit der sozialistischen Staa-
ten nachdrücklich betont wird, oder um ein 
Prinzip, das unabhängig von Systemunter-
schieden verwirklicht und damit evtl, zum uni-
versellen Völkerrecht erhoben werden könnte? 
Die Interpreten der „Friedlichen Koexistenz", 
insbesondere die sozialistischen Eliten und 
ihre Wortführer, haben an ihrem Selbstver-
ständnis keinen Zweifel gelassen, ohne aller-
dings gleichzeitig gewisse Widersprüche in 
ihrer Argumentation beseitigen zu können, 
was — wie oben angedeutet worden ist — 
auch für einige Erklärungen westlicher Poli-

tiker zutrifft. Weniger umstritten ist vielleicht 
das erklärte Ziel, Krieg als Mittel zwischen-
staatlicher Beziehungen zwischen unterschied-
lichen Gesellschaftssystemen ausschalten und 
alle Streitfragen friedlich schlichten zu wol-
len. Schwieriger ist indessen der Versuch, den 
Anspruch glaubhaft zu machen, „Friedliche 
Koexistenz" bedeute eine Politik, die streng 
auf die Unabhängigkeit aller Länder, auf die 
Wahrung der demokratischen Rechte und dar-
auf achte, daß Veränderungen gesellschaft-
licher Zustände „die souveräne Angelegen-
heit" der jeweiligen Völker bleibe8). Denn 
sowohl die postulierten politischen Ziele als 
auch die mit der „Friedlichen Koexistenz" 
verbundenen ideologischen Kampfparolen 
lassen nach den Erfahrungen in Theorie und 
Praxis andere Interpretationen zu. Heißt es 
doch unmißverständlich: Die „Friedliche Ko-
existenz" soll günstigere internationale Bezie-
hungen für den Aufbau des Sozialismus und 
Kommunismus schaffen, die Geschlossenheit 
und Einheit der sozialistischen Staatengemein-
schaft erhöhen sowie Hilfe für die Entwick-
lungsländer und die fortschrittlichen Bewegun-
gen ermöglichen. Die Repräsentanten der so-
zialistischen Systeme erwarten von dem ideo-
logischen Kampf zwischen den sich gegenseitig 
ausschließenden Gesellschaftssystemen, der 
„immer größere Dimensionen und härtere For-
men" annehme, eine verstärkte Differenzie-
rung im Lager des Kapitalismus-„Imperialis-
mus". Es geht ihnen im Grunde darum, eine 
Atmosphäre des politischen Vertrauens zu 
schaffen, in der sie selbst die kulturelle Zu-
sammenarbeit primär zu ihren Gunsten, unter 
Eliminierung jeder Vorherrschaft (d. h. der des 
„Gegners") weiterentwickeln, die marxistisch- 
leninistische Lehre und die kommunistischen 
Ideale verbreiten, die von den „bürgerlichen 
Ideologen" erzeugten „Mißverständnisse" 
über den Sozialismus „aufdecken" und den 
Antikommunismus „entlarven" können.
Gewiß sind dies alles Ideen, die sie in erster 
Linie auf friedliche Weise propagieren, jedoch 
keineswegs nur im eigenen Blocksystem. Frei-
lich: Wenn die westeuropäischen kapitalisti-
schen Staaten etwas ähnliches im Sinne ihrer

8) Zu den jüngsten Interpretationen: „Friedliche 
Koexistenz" vgl. vor allem: Galkin, Radio Moskau 
v. 16. 8. 1973; Wesnin, in: Sowjetunion heute v. 
16. 8. 1973; Trud v. 8. 8. 1973; Wassiljew, in: Radio 
Moskau v. 26. 7. 1973; Doernberg, in: Stimme der 
DDRV. 19. 6. 1973; Bertsch, in: Stimme der DDR v. 
3. 6. 1973; Sobakin, in: Sowjetunion heute v. 
16. 11. 1972. S. auch den Überblick in: Osteuro-
päische Rundschau 1/2, 1973 (Die „ideologische 
Gefahr" der friedlichen Koexistenz).



Wert- und Ordnungsvorstellungen durch einen 
freien Austausch von Ideen, Informationen 
und Menschen anstreben, wird ihnen massiv 
der Vorwurf der Unterwanderung (Diversion) 
der gesellschaftlichen Struktur im Osten ge-
macht. Das Prinzip der Gegenseitigkeit, das im 
politisch-wirtschaftlichen Bereich, wenn auch 
eingeschränkt, akzeptiert worden ist, läßt sich 
auf dem Sektor der Kultur und Ideologie nur 
schwer durchsetzen. Dafür scheint die Zeit ein-
fach noch nicht reif zu sein. Gerade deswegen 
werden die Vertreter des Westens und der 
unabhängigen bzw. neutralen Staaten diesen 
Gesichtspunkt im Interesse einer wirklichen 
Entspannung auf weite Sicht immer wieder 
mit Nachdruck zur Sprache bringen und um 
gemeinsame Konzepte ringen müssen9). Ein 
Ansatzpunkt dafür könnten die Gedanken des 
Chefredakteurs der Warschauer Wochenzeit-
schrift „Kultura", Wilhelmis, vom Juli 1973 
sein, in denen darauf hingewiesen wird, 
wie der friedliche Wettbewerb zwischen den 
beiden entgegengesetzten Systemen vielleicht 
verwirklicht werden könnte. Der Maßstab 
sollte die „soziale Fähigkeit", soziale Sicher-
heit und die Stärke menschlicher Beziehungen 
sein, außerdem die Stabilität der Grundinstitu-
tionen, die Möglichkeit gerechter Förderung, 
der Sinn für Ordnung und Gerechtigkeit, mora-
lische und psychische Gesundheit sowie die

10

 
gleiche Möglichkeit für jeden einzelnen und 
jede Gruppe, kurz der „Grad menschlichen 
Glücks" ).

9) Vgl. die Rede v. W. Scheel, a. a. O. (Anm. 1).
S. ferner dessen Beitrag in: Die Zeit v. 1. 6. 1973 
(Der lange Marsch zur Entspannung). Vgl. den 
Überblick v. A. Kohlschütter, in: Die Zeit v. 6. 7. 
1973 (Kühnes Experiment für den Frieden). In die-
sem Zusammenhang ist auch die neueste Ausein-
andersetzung um H. Böll zu sehen. Vgl. die Kritik 
an ihm in: Literaturnaja Gaseta v. August 1973 
(Radio Moskau v. 9. 8. 1973); H. Pörzgen, Böll und 
die Sowjetunion, in: FAZ v. 21. 8. 1973.
10) Vgl. Kultura: „über die kulturellen Kontakte 
zwischen Ost und West, 12. 7. 1973 (BPA/Ostinfor- 
mationen).

Die bis heute eingeleitete Phase gesamteuro-
päischer Kooperation bedarf nach den bishe-
rigen Erfahrungen — das haben auch die Dis-
kussionen auf dem Symposium gezeigt — stän-
dig sorgfältiger Analysen nicht nur über poli-
tische Prioritäten, Rückwirkungen auf die 
Kohärenz der eigenen Bündnis- und Ordnungs-
systeme, sondern auch über die jeweiligen 
Auswirkungen auf andere Staaten (ein-
schließlich die der Neutralen und der Länder 
der Dritten Welt) und das globale Kräftever-
hältnis. Angesichts der Heterogenität, der 

Struktur- und Normenunterschiede, ferner 
einer noch völlig unzureichenden Ost-West- 
Kommunikation, müssen die Möglichkeiten 
und Grenzen, ebenso die Vor- und Nachteile 
sowie die Fragen des gegenseitigen Nutzens 
bei der intersystemaren Zusammenarbeit ver-
deutlicht werden. Eine Politik, die auf eine 
Art Konvergenz abzielt, wäre dabei freilich 
unrealistisch. Vielmehr wird es entscheidend 
darauf ankommen, sich gegenwärtig unter 
Wahrung eines ausgewogenen militärischen 
Gleichgewichts von den Prinzipien der „anta-
gonistisch 11en Kooperation" ) mit systemsta-
bilisierender Tendenz leiten zu lassen, d. h. 
von einer blockübergreifenden, partiellen und 
vertrauenbildenden Kooperation auf verschie-
denen Gebieten und Ebenen, bei der die Part-
ner den Antagonismus der Systeme eben nicht 
in Frage stellen, sondern den ideologischen 
Konflikt — unter gegenseitiger Respektierung 
der verschiedenen Ordnungsmodelle — als 
gegeben hinnehmen und zudem bestrebt sind, 
unter Auswertung der beiderseitigen Erfah-
rungen an der Verbesserung ihrer Koopera-
tion gemeinsam zu arbeiten. Das erfordert 
natürlich, den anderen zuerst aus seinem 
Selbstverständnis sowie aus seiner spezi-
fischen Interessenlage heraus begreifen, seiner 
Dialektik folgen und dieses wieder im Lichte 
eigener Ziel- und Wertvorstellungen kritisch 
reflektieren zu können. Zugleich damit muß 
eine stete Klärung der Begriffe angestrebt 
werden, um sich nicht gegenseitig zu täuschen. 
Das gilt im besonderen für den kontroversen 
Bereich der „Friedlichen Koexistenz", in dem 
offensichtliche Widersprüche bei der Interpre-
tation nicht ausgeräumt werden konnten.

Wenn die Politik intersystemarer Zusammen-
arbeit in Zukunft den Frieden in unserer Welt 
festigen soll, muß auf allen Seiten die Bereit-
schaft gefördert werden, das eigene Bild vom 
Nachbarn nur als Teil der Wirklichkeit zu 
begreifen und durch einen dauerhaften Infor-
mationsprozeß, begleitet von korrigierender 
Rückkoppelung, Verfälschungen und Verzer-
rungen auf ein politisch vertretbares Ausmaß 
zu reduzieren. Vor allem kommt es dabei dar-
auf an, sich endlich von der „Herrschaft der 
Schlagworte" zu befreien. Diese Aufgabe darf 
allerdings nicht mit jener häufig noch bevor-
zugten sog. „Entlarvungsideologie" verwech-
selt werden, die lediglich die andere Ideologie

11) Vgl. den Beitrag von L. Brock in dieser Bei-
lage. Ferner: W. v. Bredow, Vom Antagonismus 
zur Konvergenz?, Frankfurt 1972. 



entlarven möchte, die eigene jedoch dabei aus-
klam 12mert ).
Ob die auf der 2. und 3. Phase der KSZE 
1973/74 im Mittelpunkt der Verhandlungen 
stehenden gemeinsamen Kooperationsinter-
essen und die dort möglicherweise getroffenen 
völkerrechtlichen Vereinbarungen oder politi-
schen Grundsatzerklärungen über die allge-
meinen Prinzipien der zwischenstaatlichen Be-
ziehungen ausreichen werden, ein neues Fun-
dament für eine dauerhaftere europäische Frie-
densordnung zu schaffen, wird erst die Zu-
kunft lehren können. Eines dürfte aber heute 
schon feststehen: zu einer multilateralen Ent-
spannungspolitik, die u. a. gekennzeichnet ist 
durch Gewaltverzicht, Unverletzbarkeit der 
Grenzen, souveräne Gleichheit, Nichtein-
mischung, Achtung vor den Menschenrechten, 
europäische Konfliktregeln und ihre strikte 
Einhaltung, gleichgewichtige Rüstungsvermin-
derung, engere wirtschaftlich-technologische 
Kooperation durch verbesserten vertrauenbil-
denden Austausch von Menschen, Ideen und 
Infor
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mationen zwischen Ost und West, gibt 
es für Europa keine sinnvolle Alternative zum 
Frieden ).
Im Verlauf des dreitägigen Symposiums konn-
ten nur einige der hier angedeuteten Probleme 
erörtert werden. Davon legen z. T. die nach-
folgenden Beiträge Zeugnis ab. Wenn die Fra-

gen der MBFR nicht berücksichtigt worden 
sind, obgleich sie einen großen Teil der Diskus-
sion umfaßt haben, so liegt das daran, daß die 
vorgetragenen und diskutierten Thesen be-
reits zu einem früheren Zeitpunkt veröffent-
licht worden sind14). Uber die Entwicklungs-
tendenzen in der Kulturpolitik wird erst zu 
einem späteren Zeitpunkt berichtet werden 
können, wenn mit der Ausfüllung des Rah-
menabkommens zwischen der BRD und der 
UdSSR begonnen worden ist15 ).

12) Vgl. H.-A. Jacobsen und M. Tomala (Hrsg.), 
Wie Polen und Deutsche einander sehen, Düssel-
dorf 1973, S. 203.
13) Vgl. die Literaturhinweise im Anhang dieser 
Beilage. S. auch den knappen Überblick von: 
W. Mallmann und Ch. Meier, Multilaterale KSZE- 
Vorbereitungen in Helsinki, in: Konfliktforschung 
Heft 2/1973, S. 5—19. Siehe zudem die Beiträge 
v. J. Diesel und G. Zellentin in dieser Beilage.

14) Vgl. Senghaas/Rittberger/Luber, MBFR: Auf-
rüstung durch Rüstungskontrolle?, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 13 v. 31. 3. 1973; G. Wettig, 
MBFR: Motor der Aufrüstung oder Instrument der 
Friedenssicherung?, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 24 v. 16. 6. 1973. S. auch: L. Ruehl, Bei-
derseitige Truppenverminderungen in Europa, in: 
Europa-Archiv 10/1973, S. 325 ff.
15) Vgl. die kurze Bilanz von VLRI Dr. Schmid 
(Ausw. Amt), in: Außenpolitik (Juni) 1972, Kultur-
beziehungen zu den sozialistischen Ländern Ost-
europas. Das Kulturabkommen mit der Sowjetunion 
wurde am 19. Mai 1973 in Bonn unterzeichnet 
(s. auch: Sowjetunion heute v. 1. 6. 1973). Zu den 
Erfahrungen im Wissenschaftsaustausch vgl. die 
Beiträge von: S. Banke und D. Schenk in dieser 
Beilage.

Zu bedauern bleibt lediglich, daß die zum Sym-
posium eingeladenen Vertreter der deutschen 
Wirtschaft, von ganz wenigen Ausnahmen ab-
gesehen, von der Möglichkeit des Dialogs mit 
Wissenschaftlern und Praktikern aus recht 
unterschiedlichen Motiven keinen Gebrauch 
gemacht haben; ähnliches gilt für zahlreiche 
Journalisten. Es ist nur zu hoffen, daß auch sie 
vom Sinn einer kontinuierlichen, politisch-
wissenschaftlichen Auswertung ihrer Erfah-
rungen über die Ost-West-Beziehungen im 
Interesse einer stetig zu verbessernden Ent-
spannungspolitik überzeugt werden können.



Jürgen Diesel

Die Vorbereitungsgespräche in Helsinki für eine „Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa"

Europa hat bereits vor Abschluß der „Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa" (KSZE) eine erste bedeutsame Etappe 
auf dem Weg zu Entspannung und Friedenssi-
cherung zurückgelegt: Anfang Juni gingen in 
Helsinki die multilateralen Konsultationen 
zur Vorbereitung der KSZE zu Ende. Es wur-

den ausgewogene „Schlußempfehlungen" er-
arbeitet, die von den Außenministern wäh-
rend der ersten Phase der Konferenz in Hel-
sinki Anfang Juli verabschiedet wurden und 
nun die Basis für die Arbeit der Kommissio-
nen bilden, die in Kürze in Genf zusammen-
treten werden.

Prozeduren

Erinnern wir uns: Mitte vergangenen Jahres 
hatte die finnische Regierung 32 europäische 
Staaten sowie die USA und Kanada zu multi-
lateralen Vorbereitungsgesprächen nach Hel-
sinki eingeladen. Nur Albanien folgte dieser 
Einladung nicht. Die Gespräche begannen mit 
Grundsatzerklärungen der in Helsinki anwe-
senden Missionschefs in ihrer Rolle als Dele-
gationsleiter, gefolgt von intensiven Beratun-
gen über eine gemeinsame Verfahrensrege-
lung. Die Teilnehmer einigten sich auf den 
Abstimmungsmodus des Konsens, wonach ein 
Beschluß gefaßt ist, wenn keiner der Teilneh-
mer förmlich widerspricht. Deutsch wurde of-
fizielle Sprache der Konsultationen, zusam-
men mit Englisch, Französisch und Russisch; 
Italienisch und Spanisch wurden mit besonde-
rem Status zugelassen (keine Übersetzungen 
in diese Sprachen aus den offiziellen Arbeits-
sprachen). Ferner wurde der Grundsatz gebil-
ligt, daß die teilnehmenden Staaten im Wege 
des Konsens Arbeitsgruppen für bestimmte 
Aufgaben einsetzen konnten. Die Sitzordnung 
am Verhandlungstisch wurde nach französi-
scher alphabetischer Reihenfolge geregelt, 
was dazu führte, daß die Delegationen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
Nachbarn am Verhandlungstisch wurden.

So wichtig das Einvernehmen in diesen Fra-
gen in der ersten Runde war, die Auseinan-
dersetzungen in der Sache standen erst noch 
bevor. Sie begannen in der zweiten Runde 
und gingen im wesentlichen um die Frage, 
was Aufgabe der Vorbereitungsgespräche 
sein sollte. Die finnische Regierung hatte in 
ihrem Aide-Memoire vom 24. November 1970 
hierzu erklärt: „Der Zweck dieser Konsulta-

tionen würde sein, in unverbindlicher Form 
den Austausch relevanter Informationen zu 
intensivieren." Wie intensiv dieser „Informa-
tionsaustausch" sein sollte, blieb offen.
Die osteuropäischen Staaten, voran die So-
wjetunion, machten gleich zu Beginn der Ge-
spräche deutlich, daß ihnen an einer gründli-
chen Vorbereitung der Konferenz nicht gele-
gen sei. Sie forderten, die Teilnehmer sollten 
sich in den noch verbleibenden Wochen bis 
Weihnachten auf einen Konferenztermin, den 
Tagungsort und knapp formulierte Tagesord-
nungspunkte zu den Themen „Sicherheit, Zu-
sammenarbeit, Ständiges Organ" einigen. Die 
Vorbereitungen dürften nicht zur Vorkonfe-
renz werden. Die vertiefte Sacherörterung der' 
Tagesordnung sollte den Ministern auf der 
Konferenz vorbehalten bleiben.
Die westlichen Staaten und viele Ungebunde-
ne vertraten demgegenüber die Auffassung, 
bevor sich die Teilnehmer auf Konferenzter-
min und Tagungsort einigten, müsse in gründ-
licher Substanzdiskussion zu den Konferenz-
themen — die übrigens nicht vorgegeben, 
sondern noch zu vereinbaren seien — deut-
lich werden, ob sich die Konferenzeinberu-
fung überhaupt lohne. Der NATO-Ministerrat 
hatte in seinem gemeinsamen Kommunique 
vom 31. Mai 1972 in Bonn erklärt, „daß das 
Ziel der verbündeten Regierungen während 
der multilateralen Vorbereitungsgespräche 
darin bestehe, zu gewährleisten, daß ihre 
Vorschläge auf einer Konferenz ausführlich 
erörtert würden, und festzustellen, daß unter 
den Teilnehmern eine genügende Gemeinsam-
keit der Auffassungen besteht, um in ange-
messener Weise die Erwartung zu rechtferti-



gen, daß auf einer Konferenz befriedigende 
Ergebnisse erzielt werden.” Damit war klarge-
stellt, daß der Westen eigene Vorschläge prä-
sentieren und auf ihrer gründlichen Erörte-
rung bestehen werde.

Die osteuropäischen Staaten lenkten ein. Die 
westlichen Vorschläge zu einer gemeinsamen 
Tagesordnung und für Mandate an Kommis-
sionen der Konferenz wurden — wie es der 
NATO-Ministerrat gefordert hatte — „aus-
führlich erörtert". Statt einer Vorbereitung 

von wenigen Wochen dauerten die Ost-West- 
Gespräche in Helsinki über ein halbes Jahr.
Diese Gespräche ohne sachfremden Zeitdruck 
im Plenum, in Arbeitsgruppen, in „Minigrup-
pen" und in inoffiziellen Gruppen ohne Status 
(etwa für Mittelmeerfragen) haben eine 
gründliche, ergebnisreiche und qualitativ soli-
de Arbeit erst ermöglicht. Sie haben in der 
Tat die Erwartung gerechtfertigt, daß auf der 
Konferenz befriedigende Ergebnisse erzielt 
werden.

Welcher Art waren nun die Ergebnisse der 
Gespräche in Helsinki?
Das Schlußdokument der Vorbereitungsge-
spräche enthält Empfehlungen an die Regie-
rungen zur Organisation der Konferenz, zu 
Tagesordnung und Mandaten der Kommissio-
nen und Unterkommissionen, zu Teilnahme, 
Datum, Ort, Verfahren und zur finanziellen 
Regelung.
Die Substanz der Konferenz wird unter „Ta-
gesordnung und Mandate" vorgeklärt. Die 
Mandate bestimmen, was von den Kommissio-
nen an Thematik behandelt wird. Damit wur-
den für die Kommissionsarbeiten die Weichen 
gestellt. Die Mandatstexte nehmen kein Er-
gebnis vorweg, sagen also nicht, wie die 
Maßnahmen zur Lösung eines der Probleme 
konkret aussehen sollen. Aber die Texte ge-
hen in vielen Bereichen schon so weit ins De-
tail, daß sie die Richtung festlegen, in der die 
Kommissionen das Ergebnis zu suchen haben. 
Ein Beispiel unter vielen: Die Unterkommis-
sion für die „menschlichen Kontakte" soll 
u. a. die Regelung von „Kontakten und regel-
mäßigen Begegnungen auf der Grundlage fa-
miliärer Bindungen, Familienzusammenfüh-
rung, Eheschließungen zwischen Angehörigen 
verschiedener Staaten" prüfen.

Ferner haben die Teilnehmer mit der Eini-
gung auf gemeinsame Mandate zu Protokoll 
gegeben, daß es im Ost-Westverhältnis um-
strittene Probleme gibt. Eine solche Bestands-
aufnahme, die bis zum „harten Kern" vor-
dringt, ist notwendig, wenn die Konferenz et-
was leisten soll.
über dieses Eingeständnis existenter Proble-
me hinaus, das ja zugleich auch das Einge-
ständnis für Erfordernis und Dringlichkeit

Vorklärung der Konferenzsubstanz

von Lösungen schon weitgehend impliziert, 
haben die Mandatstexte zwischen Ost und 
West umstrittene Begriffe definiert, d. h. sie 
haben erläutert, was Begriffe wie „Sicherheit, 
Zusammenarbeit, menschliche Kontakte, In-
formationsaustausch, Kultur" inhaltlich aus-
füllt.

Zur klaren Definition gehört eine klare Spra-
che. Die multilateralen Konsultationen waren 
daher auch eine notwendige „philologische 
Einübung" in die europäische Entspannung. 
Sprache wurde zum Verständigungsmittel, in 
deutlicher Distanz zu dem auf Abgrenzung 
bedachten Abtausch von Freund-Feind-Kli-
schees in der Zeit des Kalten Krieges.

Die in Helsinki beschlossenen Mandatstexte 
werden den Kommissionen reichlich Diskus-
sionsstoff liefern. Im einzelnen:

Sicherheit

Die Konferenz soll ein Dokument mit Prinzipi-
en zwischenstaatlicher Beziehungen ausarbei-
ten, die für alle Bereiche der Zusammenarbeit 
gelten. Bei den Gesprächen in Helsinki zu 
diesem Thema ging es im wesentlichen um 
die Zuordnung der Prinzipien „Gewaltver-
zicht" und „Unverletzlichkeit der Grenzen", 
ferner um die Rechtsquellen der Prinzipien. 
Die Sowjetunion und ihre Verbündeten dran-
gen mit ihrer Forderung, die „Unverletzlich-
keit der Grenzen" als zentrales Prinzip eines 
angeblich nach dem Zweiten Weltkrieg ent-
standenen „modernen europäischen Völker-
rechts" an die Spitze des Katalogs zu setzen, 
nicht durch. Bei der Aufzählung der Prinzipi-
en im Mandat folgt die „Unverletzlichkeit der 
Grenzen" unmittelbar auf den „Gewaltver-



zieht", womit die innere Zuordnung beider 
Prinzipien verdeutlicht wird. Als Rechtsquel-
len des Prinzipienkatalogs nennt das Mandat 
die Ziele und Grundsätze der Charta der Ver-
einten Nationen sowie „insbesondere" die De-
klaration über die Prinzipien des Völker-
rechts betreffend die freundschaftlichen Be-
ziehungen und die Zusammenarbeit der Staa-
ten in Übereinstimmung mit der Charta der 
Vereinten Nationen. Damit wurde klarge-
stellt, daß die Konferenz die universell gel-
tenden völkerrechtlichen Prinzipien bekräfti-
gen, nicht aber „moderne" europäische 
Grundsätze verabschieden wird. Die Bundes-
regierung hatte damit ein wichtiges Ziel er-
reicht: Zu verhindern, daß das Prinzipienman-
dat über das Ergebnis des Moskauer Ver-
tragswerks hinausgeht, daß also friedliche 
Grenzänderungen durch das Prinzip der „Un-
verletzlichkeit der Grenzen" nicht ausge-
schlossen werden. — Das Mandat führt das 
Selbstbestimmungsrecht sowie die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten im 
Katalog als selbständige und gleichwertige 
Prinzipien auf, gleichfalls eine Forderung des 
Westens.

Die Konferenz ist ferner beauftragt, eine Me-
thode zur friedlichen Regelung von Streitfäl-
len auszuarbeiten, wobei die schweizerischen 
Vorschläge eine maßgebliche Rolle spielen 
werden, wenn es auch verfrüht ist, von der 
KSZE ein „System zur friedlichen Streitbeile-
gung" zu erwarten.

Bei den militärischen Aspekten der Sicherheit 
einigten sich die Teilnehmer, daß Vorschläge 
zu „vertrauensbildenden Maßnahmen" ausge-
arbeitet werden sollen. Kleinster erreichbarer 
gemeinsamer Nenner: Die vorherige Ankün-
digung von größeren militärischen Manövern 
und der Austausch von Manöverbeobachtern. 
Die — vor allem von den ungebundenen Staa-
ten vorgetragene — Forderung, nicht nur Ma-
növer, sondern auch „größere militärische Be-
wegungen" anzukündigen, wurde nach lan-
gem Widerstand der Sowjetunion in abge-
schwächter Form in das Mandat übernom-
men: Die Unterkommission soll diese Frage 
immerhin „prüfen". Eine weitergehende Be-
handlung militärischer Aspekte auf der KSZE 
wäre nicht unbedingt zweckmäßig, da die 
Fragen der gegenseitigen und ausgewogenen 
Truppenverminderungen in Mitteleuropa (in 
der NATO-Terminologie: MBFR) Gegenstand 
der Wiener Gespräche sind. Zwischen KSZE 
und MBFR besteht ein innerer Zusammen-
hang; denn politische und militärische Sicher-

heit bedingen und ergänzen einander. Doch 
folgen beide Entspannungsprojekte eigenen 
Gesetzen und haben unterschiedliche Teilneh-
mer. Es wäre deshalb nicht glücklich, zwi-
schen beiden Projekten eine formale, starre 
Verbindung herzustellen.

Zusammenarbeit

Hier geht es um Handel, industrielle Koopera-
tion, Verkehr, Tourismus und „Wanderarbei-
ter", um die Ausbildung von Fachkräften, um 
Wissenschaft und Technik und schließlich um 
den Umweltschutz.

Diese Kommission soll, dem Mandat zufolge, 
den Beitrag berücksichtigen, den die Zusam-
menarbeit „zur Festigung des Friedens und 
der Sicherheit in Europa leisten könnte". Die 
Kommission soll „Mittel und Wege prüfen .. ., 
unter Berücksichtigung der Unterschiede der 
wirtschaftlichen und sozialen Systeme sowie 
unter Bedingungen der Gegenseitigkeit der 
Vorteile und Verpflichtungen die Entwicklung 
des Handels und der Zusammenarbeit in den 
verschiedenen Bereichen der Wirtschaftstä-
tigkeit, der Wissenschaft und Technik, so-
wie in Umweltfragen zu erleichtern". Beim 
Handel geht es konkret darum, den Waren- 
und Dienstleistungsverkehr durch verbesserte 
Geschäftskontakte und durch Informationsaus-
tausch ausweiten. Die Sowjetunion konnte 
ihre Forderung, allgemein gültige Prinzipien 
der Meistbegünstigung und der Nichtdiskri-
minierung in das Mandat aufzunehmen, nicht 
durchsetzen. Das Mandat spricht statt dessen 
von der Erörterung allgemeiner Probleme, 
„die mit der Meistbegünstigungs b e h a n d - 
1 u n g verbunden sind".
Bei der industriellen Kooperation forderte der 
Osten ein europäisches Programm der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit. Der Begriff 
„Programm" war für den Westen nicht akzep-
tabel, da er die beteiligten Regierungen zur 
Mitarbeit hätte verpflichten können, wo die 
praktische Zusammenarbeit im Westen zum 
wesentlichen Teil Sache privater Unterneh-
men ist. Die Mandatsformulierung, wonach 
Maßnahmen geprüft werden sollen, „welche 
die Regierungen ergreifen könnten, um vor-
teilhafte Bedingungen für diese Kooperation 
zwischen den kompetenten Organisationen, 
Gesellschaften und Unternehmen der Teilneh-
merstaaten zu schaffen", zeigt, daß der Unter-
kommission noch intensive Erörterungen be-
vorstehen. Auch der Zusatz „europäisch" war 
nicht annehmbar, da sich ein solches Pro-



gramm gegen die gemeinsame Wirtschaftspo-
litik der Europäischen Gemeinschaft gerichtet 
und eine Beteiligung der USA und Kanadas 
ausgeschlossen hätte.

Die Europäische Gemeinschaft (EG) hat bei 
den KSZE-Vorbereitungen eine wichtige Rolle 
gespielt. Bei Fragen, die den Bereich der EG- 
Kompetenzen betrafen, trat die Präsident-
schaft der EG (durch den Vertreter Belgiens) 
am Verhandlungstisch als Sprecher der Ge-
meinschaft auf. Die EG-Kommission war bei 
der internen Abstimmung der „Neun" in 
Brüssel und Helsinki laufend beteiligt. Auf 
der KSZE-Außenministerkonferenz gab der 
dänische Präsidentschaftsvertreter eine Erklä-
rung im Namen der Gemeinschaft ab.

„Humanitäre" und andere Fragen

Die erfolgreiche Durchsetzung westlicher 
Vorstellungen und die mancher ungebunde-
ner Länder schlägt sich besonders deutlich im 
Mandat zu den menschlichen Kontakten, zum 
Informationsaustausch, zur Kultur und zur 
Bildung nieder. Der Mandatstext verrät in al-
lem die westliche Handschrift. Die westlichen 
Forderungen sind in das Mandat eingegangen. 
Schon der Titel dieses Mandats „Zusammen-
arbeit auf humanitärem und auf anderen Ge-
bieten" setzt sprachlich — wenn auch nicht 
sonderlich glücklich — den Akzent auf den 
humanitären Komplex. Die Konferenz soll 
sich nicht nur bestehender Formen der Zu-
sammenarbeit bedienen, „sondern auch neue, 
diesen Zielen gemäße Mittel und Wege ausar-
beiten".

Die Unterkommission für die „Kontakte" wird 
sich mit regelmäßigen Begegnungen auf der 
Grundlage von Familienbindungen, mit der 
Familienzusammenführung, der Eheschließung 
zwischen Angehörigen verschiedener Staaten, 
dem Fremdenverkehr und Jugendbegegnun-
gen befassen. Dies soll „durch die betroffenen 
Staaten unter für alle Seiten annehmbaren Be-
dingungen" geregelt werden — ein auf östli-
ches Drängen eingeführter Gedanke, der — 
nach Lage der Dinge im Ost-Westverhältnis 
— Selbstverständliches wiedergibt, daß näm-
lich mehr Kontakte ohne oder gegen den Wil-
len der Staaten nicht zu verwirklichen sind.

Eine weitere Unterkommission soll Vorschlä-
ge für die „freiere und umfassendere Verbrei-
tung von Informationen aller Art" erarbeiten. 
Hier geht es um den besseren Zugang zur ge-
sprochenen, geschriebenen, gefilmten und ge-

sendeten Information und um die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen für Journali-
sten.

Im Bereich der Kultur geht es u. a. um mehr 
Kontakte zwischen allen Einrichtungen, die 
sich mit kulturellen Fragen befassen, aber 
auch um erweiterte Kontakte zwischen 
Künstlern und Kulturschaffenden. Der Beitrag 
nationaler Minderheiten soll dabei berück-
sichtigt werden.

Bei der Bildung schließlich geht es um die 
Förderung des Studiums der Sprachen und 
der Zivilisation anderer Völker, um erweiter-
te Beziehungen zwischen Einrichtungen des 
Bildungswesens und der Wissenschaft, um 
den besseren Zugang von Studenten, Lehrern 
und Wissenschaftlern zu den Institutionen in 
anderen Teilnehmerstaaten und um Abspra-
chen zum Vergleich akademischer Grade und 
Diplome.

Koordinationsausschuß und 
Konferenzfolgen

Nach den Verfahrensregeln der Konferenz, 
die gleichfalls bei den Vorbereitungsgesprä-
chen in Helsinki erarbeitet wurden, wird die 
Konferenz neben den Kommissionen und Un-
terkommissionen auch einen „Koordinations-
ausschuß" einsetzen, der die Arbeiten der 
drei Sachkommissionen koordiniert und der 
„auf der Grundlage der während der Konfe-
renz erzielten Fortschritte" Maßnahmen prü-
fen soll, die sich als notwendig erweisen 
könnten, um die Beschlüsse der Konferenz 
durchzuführen und den Entspannungsprozeß 
zu fördern. Der Ausschuß soll auch prüfen, 
welche bestehenden internationalen Organi-
sationen zur Fortsetzung der Arbeiten heran-
gezogen werden könnten.

Die Sowjetunion hatte vor Beginn der Vorbe-
reitungsgespräche die Errichtung eines „Or-
gans" vorgeschlagen, auf die reservierte 
westliche Haltung hin ihren Vorschlag in 
Helsinki dann auf die Bildung eines „Konsul- 
tativ-Komitees" reduziert. Aufgabe dieses Ko-
mitees sollte es sein, nach der Konferenz In-
formationen und Meinungen der Konferenz-
teilnehmer auszutauschen und weitere Konfe-
renzen vorzubereiten. Erst am Ende der zwei-
ten Phase in Genf wird sich zeigen, wieweit 
diese abgeschwächte Version von den ande-
ren Konferenzpartnern akzeptiert wird.



Konferenzablauf

Die „Schlußempfehlungen der Helsinki-Kon-
sultationen" äußern sich ferner zur Organisa-
tion, zu Datum und Ort der Konferenz. Da-
nach soll die KSZE — nach einem französi-
schen Vorschlag — in drei Phasen verlaufen: 
Nach dem Außenministertreffen, das Anfang 
Juli in Helsinki stattfand, die Arbeit der 
Kommissionen in Genf und die Schlußkonfe-
renz, wiederum in Helsinki, auf noch zu be-
stimmender Ebene, wobei die Länder des 
Warschauer Pakts für ein Gipfeltreffen „auf 
höchster Ebene" eintreten. Weitere Themen 
der Schlußempfehlungen:

— Teilnahme. An der Konferenz können alle 
europäischen Staaten sowie die USA und Ka-
nada teilnehmen. Staaten aus benachbarten 
Regionen, insbesondere Mittelmeerstaaten, 
können der Konferenz und ihren Arbeitsorga-
nen ihre Auffassungen zu den einzelnen 
Punkten der Tagesordnung darlegen. Der Ge-

neralsekretär der Vereinten Nationen war, 
wie es die Schlußempfehlungen vorsahen, Eh-
rengast der KSZE-Eröffnungskonferenz.

•— Verfahrensregeln. Sie gleichen weitgehend 
denen der Vorbereitungsgespräche. Wichtig-
ste Regel ist der Konsens. Das Rotationsprin-
zip gilt für den Fall, daß der Vorsitzende ver-
hindert ist. Die Arbeitssprachen sind Deutsch, 
Englisch, Französisch, Italienisch, Russisch 
und Spanisch — Italienisch und Spanisch 
sind, im Unterschied zu den Vorbereitungsge-
sprächen, nun gleichwertige Konferenzspra-
chen.

— Finanzielle Regelung. Die Bundesrepublik 
Deutschland trägt, ebenso wie Frankreich, 
Italien, die Sowjetunion, Großbritannien und 
die USA, 8,8 °/o der Gesamtkosten der Konfe-
renz. Es folgen die übrigen Staaten, abgestuft 
nach ihrer finanziellen Leistungskraft (zum 
Vergleich: DDR 3,48 °/o).

Erfahrungen in Helsinki

Die Vorbereitungsgespräche haben für alle 
Beteiligten manche neue Erfahrung gebracht. 
Für den Westen geht eine Erfahrung an Rele-
vanz allen anderen voran: die in Helsinki er-
folgreich erpobte Solidarität unter den Part-
nern der Atlantischen Allianz und unter den 
neun Mitgliedsländern der Europäischen Ge-
meinschaft. In Bündnis und Gemeinschaft hat 
sich durch die intensive KSZE-Vorbereitung 
und ständige Abstimmung der innere Zusam-
menhalt nicht nur erhalten, sondern noch ver-
festigt. Die politische Zusammenarbeit der 
neun Gemeinschaftsländer hat greifbare Sub-
stanz gewonnen. Die Abstimmung unter den 
„Neun" im Politischen Komitee, im Unteraus-
schuß KSZE und in der Ad-hoc-Gruppe, an 
deren Sitzungen die EG-Kommission betei-
ligt war, war unter zwei Aspekten lohnend: 
sie hat dazu beigetragen, die westliche Linie 
in wesentlichen Bereichen durchzusetzen; und 
sie hat, als Reflex ihres Erfolges, den Gemein-
schaftsgeist gestärkt. Die Solidarität der Ge-
meinschaftsländer hat sich nicht zuletzt auch 
„vor Ort" in Helsinki bewährt. Es gelang, 
trotz der gegen Ende der Vorbereitungsge-
spräche zunehmenden Hektik, die Abstim-
mung kontinuierlich zu verdichten, wodurch 
es möglich wurde, ohne wesentliche Verzöge-

rungen auf neue Verhandlungslagen zu rea-
gieren. Der hier praktizierte Gemeinschafts-
geist hat sich auch förderlich auf die Abstim-
mung gemeinsamer Positionen im Atlanti-
schen Bündnis ausgewirkt.

Auch für die Sowjetunion war Helsinki eine 
neue Erfahrung. Ganz gegen ihr Selbstver-
ständnis als Großmacht gehörte sie nicht zu 
einer Klasse privilegierter Staaten. Sie spielte 
zwar den Sprecher der Warschauer Vertrags-
partner, aber nicht eine Rolle vergleichbar 
der eines Ständigen Mitglieds im UN-Sicher-
heitsrat, also mit besonderem prozeduralem 
Vorrang. Sie war in Helsinki nicht mehr und 
nicht weniger souverän und gleichberechtigt 
als andere Teilnehmer auch. Die Bereitschaft 
der Sowjetunion, dem Westen und Ungebun-
denen gegenüber in Sachfragen entgegenzu-
kommen oder tragfähige Kompromisse mög-
lich zu machen, gehörte auch zu den positi-
ven Erfahrungen von Helsinki.

Auch die Präsenz gleichberechtigter deut-
scher Delegationen in einem internationalen 
Forum war für beide Beteiligten eine neue Er-
fahrung. Es gelang, gute Nachbarschaft zu 
praktizieren.



Joachim Jahnke

Möglichkeiten und Grenzen der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit Osteuropa

Nach dem Besuch des Generalsekretärs der 
KPdSU in der Bundesrepublik ist die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit Osteuropa 
mit ihren eigenen, d. h. den ökonomischen 
Aspekten für eine breite Öffentlichkeit inter-
essant geworden. Bis dahin hatte sie zwar 
auch Beachtung gefunden, jedoch mehr im 
Gefolge der Diskussion um die Ostpolitik1). 
So warnten in der Bundestagsdebatte über die 
Ostverträge Sprecher der Opposition vor ein-
seitiger Ausnutzung der wirtschaftlichen 
Möglichkeiten des Westens oder vor Schwä-
chung der westeuropäischen Wirtschaftsinte-
gration. Die Ostpolitik hat nun mit der Ratifi-
zierung der Verträge eine gewisse Vollen-
dung erfahren. Die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit Osteuropa dagegen ist eine sehr 
viel breitere Aufgabe, an der in einer nur all-

1) Siehe auch die Veröffentlichung „Osthandel, Ost-
politik in der Praxis" von J. Jahnke und R. Lucas, 
Dokumentation Nr. 175 des Bundeswirtschafts-
ministeriums.
2) ZDF-Interview am 27. 5. 1973.
3) Ohne Jugoslawien.

mählich zu intensivierenden Entwicklung ne-
ben den Regierungen unzählige Wirtschafts-
einheiten beteiligt sind. Gebraucht wird ein 
langer Atem. Breschnew nannte Zeiträume 
von 40 bis 50 Jahren. Bundeswirtschaftsmini-
ster Friderichs spricht von einer langsamen 
Umstrukturierung unserer außenwirtschaftli-
chen Beziehungen 2).
Dennoch werden die Ost-Wirtschaftsbezie-
hungen auch in Zukunft einen erheblichen 
politischen Stellenwert haben. Das wird völ-
lig klar, wenn man berücksichtigt, wie stark 
neuerdings selbst unser politisches Verhältnis 
zu den USA von wirtschaftlichen Problemen 
belastet ist. Damit stellt sich auch in politi-
scher Hinsicht die Frage nach den Möglich-
keiten und Grenzen der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Osteuropa.

1. Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit

Die gegenwärtigen Trends können optimi-
stisch stimmen. Während unser gesamter Au-
ßenhandel 1972 nur um 8 °/o zunahm, konnte 
der Os 3thandel ) um 23 °/o gesteigert werden, 
der Ostexport sogar um 32 °/o. Die Unterneh-
menskooperation umfaßt inzwischen über 200 
Fälle echter, langfristiger Zusammenarbeit. 
Neue Entwicklungen, bei einzelnen Ostlän-
dern auch in Form sogenannter gemischter Un-
ternehmen, zeichnen sich ab.
Niemand kann sich indessen auf Trends ver-
lassen. Sehr viel zuverlässigere Faktoren für 
die weitere Entwicklung sind die Interessen-
identitäten zwischen Ost und West, die in den 
letzten Jahren immer deutlicher geworden 
sind.

a) Das Interesse an Absicherung des wirt-
schaftlichen Wachstums

Sowohl unsere östlichen Partnerländer als 
auch wir selbst können zur Absicherung des 

wirtschaftlichen Wachstums auf die gegensei-
tigen Wirtschaftsbeziehungen zurückgreifen. 
In Osteuropa krankt das Wirtschaftswachs-
tum zunehmend an mangelnder Arbeitspro-
duktivität. So ist die Arbeitsproduktivität in 
der UdSSR zwischen 1960 und 1972 lediglich 
um 82 °/o gestiegen. Dennoch konnte durch 
Mobilisierung vorhandener Arbeitskräfte-
reserven eine Steigerung der Industrieproduk-
tion um 160% erreicht werden. Nach Er-
schöpfung dieser Reserven muß die ungenü-
gende Arbeitsproduktivität auf das Wachs-
tum der Industrieproduktion durchschlagen. In 
dieser Situation ist nun der Technologie-Im-
port aus dem Westen von erheblicher Bedeu-
tung. Daneben bedienen sich einige Ostländer 
des Westhandels auch zur Überbrückung 
heikler Konsumgüterengpässe.
Auch uns kann der Osthandel bei der Absi-
cherung von Stabilität und wirtschaftlichem 
Wachstum nützlich sein. Konjunkturbewe-
gungen werden durch Austausch mit den an-
deren Bewegungslinien folgenden Wirtschaf-
ten Osteuropas gedämpft. Dementsprechend 
hat die Bundesregierung bei ihren letzten bei-
den Stabilitätsprogrammen jeweils eine Stei-
gerung der Osteinfuhrmöglichkeiten vorgese-



hen. Hier erwartet man sich durch Wettbe-
werb der zu niedrigeren Kosten produzierten 
und rationell über Großkaufhäuser und Ver-
sandhäuser vertriebenen Ostwaren preisdäm-
pfende Effekte, überhaupt kann für unsere 
Volkswirtschaft Wettbewerb der Wirtschafts-
systeme ein Ausweg aus der prekären Situa-
tion nachlassenden Intra-System-Wettbe-
werbs sein. Die Bundesregierung befürchtet 
immerhin, daß bei Fortsetzung des gegenwär-
tigen Fusionstrends 1980 nahezu drei Fünftel 
der deutschen Industrie von den 100 größten 
Unternehmen beherrscht sein werden4). In ei-
nigen der wichtigsten Branchen beherrschen 
schon heute jeweils nur vier Unternehmen 
mehr als die Hälfte der Märkte5). Diese für 
Marktwirtschaften bedrohliche Entwicklung 
findet auch auf internationaler Ebene statt 
und schwächt damit den Wettbewerbseffekt 
des Westhandels6). Was für konjunkturunab-
hängige Einfuhren gilt, trifft auch für die 
Ausfuhren zu. Beispiel hierfür ist die Ent-
wicklung des Rezessionsjahres 1967, als die 
Ausfuhr nach Westen nur noch um 6 0/0 stieg, 
nach Osten dagegen um 32 °/o.

4) Stellungnahme der Bundesregierung zum Tätig-
keitsbericht des Bundeskartellamts für 1971.
5) 70 °/o Chemieindüstrie, 90 °/o Stahlindustrie, 90 °/o 
Fahrzeugbau, 50 °/o Elektrotechnik.
6) Ausländischer Kapitaleinfluß auf inländische Ka-
pitalgesellschaften in wichtigen Wirtschaftszweigen 
der Bundesrepublik durch direkte und indirekte 
Beteiligungen Ende 1970 in 0/0 des Nominalkapi-
tals: alle Wirtschaftszweige: 31 °/o, Chemieindu-
strie, Maschinenbau, Stahl- und Fahrzeugbau: über 
30%, Eisen- und NE-Metallverarbeitung, Gießerei 
und Stahlverformung, Glas, Steine, Erden, Fein-
keramik: über 40 °/o, Kunststoff, Gummi, Asbest, 
Elektrotechnik, Nahrungs- und Genußmittel: über 
50 °/o, Mineralölverarbeitung: über 80%.

Ein weiterer Zusammenhang zwischen Wirt-
schaftswachstum und Ost-Wirtschaftsbezie-
hungen ist durch die Zwangslage der deut-
schen Industrie gegeben, in zunehmendem 
Maße Umweltenge und Arbeitskräftemangel 
durch Auslandsproduktion zu vermeiden. In 
diesem Sinne hat Bundeskanzler Brandt da-
von gesprochen, es sei eher mit Kapitalexpor-
ten in die Sowjetunion als durch den Zuzug 
weiterer Gastarbeiter in die Bundesrepublik 
etwas herauszuholen.

Diese Aufzählung kann nicht komplett sein. 
Sie wäre jedoch in einem entscheidenden 
Punkt unvollständig, wenn nicht der Rohstoff-
und Energiebereich erwähnt würde, in dem 
die — im eigenen Land mehr oder weniger 

mittellose — deutsche Industrie mit besonde-
ren Hoffnungen nach Osten blicken kann. Al-
lerdings haben die von Breschnew zur Spra-
che gebrachten Möglichkeiten solche Dimen-
sionen, daß sich die deutsche Industrie fragen 
muß, ob sie allein genügend Kapital dafür zur 
Verfügung stellen kann. Im Oktober wird das 
erste russische Erdgas in die Bundesrepublik 
kommen, als Gegenleistung für Röhrenliefe-
rungen innerhalb eines über zwanzig Jahre 
laufenden Vertrages. Wer weiß, wie schwer 
es heute bereits wird, neue Standorte für 
Kernkraftwerke aus der bundesdeutschen Um-
welt herauszuschneiden, kann sich vorstellen, 
daß demnächst einmal Strom aus in die 
UdSSR exportierten Kernkraftwerken bezogen 
wird. Das sind nur zwei Beispiele für viele 
andere.

b) Das Interesse an der Überwindung von 
Nachteilen der Blockbildung

Die in Zeiten akuter Kriegsgefahr entstande-
nen Militärblöcke NATO und Warschauer Pakt 
haben im ökonomischen Bereich Nachteile 
zur Folge, die heute — wenn auch nur sehr 
vorsichtig — durch Inter-Block-Beziehungen 
abgebaut werden können. Im Vordergrund 
stehen die Rüstungskosten, die weltweit auf 
jährlich fast 600 Mrd. DM geschätzt werden, 
das heißt auf etwa so viel, wie Asien (ohne 
VR China und Japan) 1969 zum Leben und In-
vestieren zur Verfügung stand. Der Zusam-
menhang von Sicherheit und Zusammenarbeit 
wird durch die so benannte, am 3. Juli 1972 in 
Helsinki eröffnete europäische Konferenz ver-
deutlicht. Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ebnet spannungserzeugende Unterschiede im 
Lebensniveau der Völker ein und legt koope-
rierende Wirtschaftspartner auf gleiche Ziele 
fest. Das heute noch bestehende, äußerst ge-
ringe Maß an Osthandelsintensität der Bun-
desrepublik — z. B. 12DM/Kopf der Bevölke-
rung der UdSSR gegenüber 2320 DM/Kopf der 
Bevölkerung in Belgien — ist in sich anormal 
und kann nicht im Sinne der Entspannungsbe-
mühungen sein. Blöcke haben darüber hinaus 
wirtschaftlich nachteilige Abhängigkeiten zur 
Folge, die ebenfalls durch Inter-Block-Bezie-
hungen überwunden werden können. Die Bei-
spiele in Osteuropa sind bekannt; für die 
Bundesrepublik könnte z. B. das Kernenergie-
anreicherungsmonopol der USA erwähnt wer-
den.



2. Die Grenzen der Zusammenarbeit

im Westhandel gehen kann. Außerdem zeigt 
sich eine wachsende Tendenz zur Kontrolle 
der Außenbeziehungen der Mitgliedsländer. 
In diesem Sinne ist von Bedeutung, daß der 
RGW im Frühjahr 1973 ein erstes Abkommen 
mit einem Drittland, nämlich mit Finnland, 
abgeschlossen hat.

b) Die unterschiedlichen Wirtschafts-
ordnungen

In den unterschiedlichen Wirtschaftsordnun-
gen liegt für die Zukunft wahrscheinlich die 
eigentliche Grenze der Wirtschaftsbeziehun-
gen mit Osteuropa. Beide Seiten können nur 
ein bestimmtes Maß an Wirtschaftsverflech-
tung zulassen, wollen sie nicht den eigenen 
Wirtschaftsmechanismus in Schwierigkeiten 
bringen. Die Ostwirtschaften werden in den 
wesentlichen Daten nach wie vor von Fünf-
jahresplänen bestimmt; liberalisiert wurden 
in einigen Ostländern lediglich die Mittel 
zum Planvollzug. Jede Planung kann aber nur 
in begrenztem Umfang unbekannte Außenfak-
toren akzeptieren. So ist die französische Pla- 
nification alten Stils auch an unbestimmbaren 
EWG-Einflüssen gescheitert. Westhandel 
wirkt auf östliche Planwirtschaften notwendi-
gerweise desintegrierend. Konjunkturelle 
Knappheitsmesser westlicher Marktwirtschaf-
ten wie Preise und Zinsen machen nicht vor 
dem Außenhandel halt. Wenn z. B. die Bun-
desbank — wie gegenwärtig — die Investi-
tionstätigkeit durch eine Hochzinspolitik 
bremst, so wird davon auch der Anlagenex-
port nach Osteuropa betroffen. Auf der letz-
ten Jahresversammlung der UN-Wirtschafts-
kommission für Europa haben die Ostländer 
allgemein über schädliche Einflüsse der west-
lichen Preissteigerungen auf ihr Planungssy-
stem geklagt. Der Versuch der UdSSR, von 
ihren Westpartnern einen festen, konjunktur-
unabhängigen Zinssatz von 6 % zu erhalten, 
ist bekannt. Die Bundesregierung hat sich 
diesem Wunsch bisher widersetzt, weil Zins-
subventionen mit dem eigenen Wirtschaftssy-
stem nur schwer in Einklang zu bringen sind. 
Für die deutsche Volkswirtschaft stellt sich 
die Frage, was vorteilhafter ist: ein schwer zu 
bestimmendes Minus an Geldentwertung oder 
ein Plus an Osthandel; dies immer unter der 
Voraussetzung, daß die Subvention nicht ein-
fach das Einkommen der Exporteure stei-
gert.

Die wichtigste Grenze wird gegenwärtig 
durch die noch unbefriedigende östliche An-
gebotsstruktur gesetzt mit noch sehr niedri-
gen Anteilen so wichtiger Branchen wie Elek-
trotechnik 1,4% (zum Vergleich deutscher 
Ostexport 5,8%), Maschinen 3,8% (26,3%), 
Chemie 5,1 % (15,7 %). Infolgedessen können 
die Oststaaten gegenwärtig nur etwa 70 % ih-
rer Bezüge bei uns durch Gegenlieferungen 
ausgleichen. In einer längerfristigen Betrach-
tung sind jedoch vor allem zwei Grenzen fest-
zustellen: die unterschiedlichen Wirtschafts-
integrationen und Wirtschaftsordnungen.

a) Die unterschiedlichen Wirtschafts-
integrationen

Die Europäische Gemeinschaft hat sich auf 
der Gipfelkonferenz der Staats- und Regie-
rungschefs von 1972 zur Zusammenarbeit mit 
Osteuropa bereit erklärt. Leider aber hat die 
Gemeinschaft in bezug auf den Osthandel 
zwei besonders nachteilige Schwächen. Er-
stens rangiert die äußere Solidarität vor der 
inneren. Das bedeutet, daß eine gemeinsame 
Handelspolitik ohne Rücksicht auf eine ge-
meinsame Wirtschafts- und Regionalpolitik 
vorgeschrieben wird. Will z. B. die Bundesre-
publik, deren Osteinfuhren effektiv noch zu 
etwa der Hälfte kontingentiert sind, Be-
schränkungen aufheben, so ist sie hieran un-
ter Umständen durch den Widerstand eines 
anderen Mitgliedslandes gehindert, dessen In-
dustrie aus nationalem Interesse geschützt wer-
den muß. Es ist daher auch nicht sicher, ob sich 
der Osthandelsteil des 2. Stabilitätspro-
gramms ungeschmälert über die Brüsseler 
Hürden bringen läßt. Gemeinsame Vorstellun-
gen über die schutzbedürftigen Industriezwei-
ge sind jedenfalls nur sehr schwer zu entwik- 
keln. Der zweite handelspolitische Nachteil 
liegt im Agrarmarkt, durch den praktisch der 
landwirtschaftliche Bereich einer sinnvollen 
Arbeitsteilung mit Europa — wie auch mit 
anderen Teilen der Welt — entzogen wird. 
Der Anteil der Ostländer an der deutschen 
Agrareinfuhr ging bis 1971 auf 4,2 % zu-
rück.
Auch der Rat für gegenseitige Wirtschaftshil-
fe (RGW) ist nicht sehr westhandelsfreund-
lich strukturiert. Der Intrablock-Handel be-
trägt hier 60—80%. Das Komplexprogramm 
von 1971 sieht eine weitere Verstärkung vor, 
die nur zu Lasten des Wachstumsspielraums



Auch die Marktwirtschaft ist gegenüber Plan-
wirtschaftseinflüssen nicht indifferent. Früher 
hat man die Gefahren für so groß gehalten, 
daß damit die mengenmäßigen Beschränkun-
gen aller Osteinfuhren begründet wurden. In-
zwischen sind zwar 90% aller Beschränkun-
gen beseitigt worden; gleichzeitig aber wurde 
das sog. Preisprüfungsverfahren ständig ver-
bessert Mit seiner Präventivwirkung er-
schwert es den Ostländern, eine günstigere 
Kostensituation in wesentlich niedrigere Prei-
se und damit erheblich verstärkten Absatz 
umzuwandeln. Das andere Wirtschaftssystem 
Osteuropas begründet noch immer die Ver-
mutung, daß dort die Preisbildung nicht stets 
nach ökonomischen Grundsätzen erfolgt.
Neuerdings hat sich ein weiteres Problem da-
zugesellt. Besonders die UdSSR versucht, 
westliche Handelspartner in ihre Planung zu 
integrieren. So hat sie bei der letzten Tagung 
der deutsch-sowjetischen Wirtschaftskommis-
sion im Februar 1973 ein auf mindestens 
zehn Jahre berechnetes „Komplexprogramm 

für die Entwicklung der langfristigen Zusam-
menarbeit" vorgeschlagen. Auf ähnlichen 
Vorstellungen beruht der Vorschlag für ein 
europäisches „Programm der Zusammenar-
beit", den sie bei der Vorbereitung der Konfe-
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa eingebracht hat. Es ist sehr fraglich, 
ob und wieweit sich unsere im Prinzip auf die 
jeweilige Marktentwicklung reagierenden Un-
ternehmen auf einen Flexiblitätsverlust durch 
so langfristige Verplanung in Osteuropa ein-
lassen können.

Nimmt man Möglichkeiten und Grenzen der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Osteu-
ropa zusammen, so ergibt sich als Schlußfol-
gerung: Die Wirtschaftsbeziehungen werden 
noch erheblich intensiviert werden können. 
Sollte es jedoch — wider gegenwärtiges Er-
warten — nicht zu einer Konvergenz der 
Wirtschaftssysteme kommen, so werden sie 
nur einen begrenzten, für beide Wirtschafts-
systeme komplementären Umfang haben kön-
nen.



Winfried Nolde

Zur Praxis der wirtschaftlichen Zusammenarbeit *)

I. Geschäftsanbahnung

Die am Beginn einer jeden Kooperation ste-
hende Suche nach einem geeigneten Partner 
wird durch die geringen Informationsmöglich-
keiten über den technischen und wirtschaftli-
chen Leistungsstand der RGW-Länder er-
schwert. Da Einkaufspläne der zentralen Pla-
nungsbehörden nicht eingesehen werden kön-
nen, bieten die Fünfjahrespläne und Einjah- 
respläne, die jedenfalls die Zielprojektionen 
angeben, östliche Wirtschaftsstatistiken und 
eine Reihe westlicher Veröffentlichungen von 
Marktforschungsunternehmen die sich auch 
auf die Auswertung der Landespresse stützen, 
erste Anhaltspunkte.

Die Schwierigkeiten bei der Partnersuche 
werden zum Teil dadurch aufgehoben, daß 
von einer Zentralstelle des östlichen Partner-
landes eine erste Initiative ausgeht bzw. re-
gelrechte Vermittlungsinstanzen in Ost und 
West geschaffen wurden.

So hat der Deutsche Industrie- und Handels-
tag im Zusammenwirken mit der polnischen 
Außenhandelskammer ein Kooperationsver-
mittlungssystem eingerichtet, das insbesonde-
re mittleren und kleinen Unternehmen die 
Kontaktanbahnung erleichtern soll. Ähnliche 
Funktionen gegenüber sämtlichen RGW-Län-
dern übt auch die Bundessstelle für Außen-
handelsinformation aus, deren Eigeninitiative 
aber aus wettbewerbsrechtlichen Gründen be-
schränkt bleibt. Der Kooperationsanknüpfung 
auf westdeutscher Seite dienen ferner das Ra-
tionalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft, der Ostausschuß der Deutschen 
Wirtschaft und leistungsstarke westliche Un-
tern 1ehmen ).

In den Ostblockländern gehen erste Kontakte 
in der Regel von den Außenhandelsgesell-
schaften aus, die grundsätzlich auch die 
durchführenden Organe für Fragen der Koo-
peration bilden; aufgrund des in fast allen so-
zialistischen Ländern herrschenden staatlichen 
Außenhandelsmonopols unterstehen sie direkt 
dem Außenhandelsministerium. Die Anzahl 
der Außenhandelsunternehmen, deren Bedeu-
tung als Ausgangsbasis für erfolgreiche Ver-
tragsabschlüsse nicht hoch genug veranschlagt 
werden kann, variiert in den einzelnen Län-
dern. Deshalb ist es für den westlichen Inter-
essenten oft schwierig festzustellen, welche 
Warennomenklatur den jeweiligen Außen-
handelsunternehmen zugeordnet wurde*). Da-
neben werden östliche Vermittlungsagenturen 
eingeschaltet3), die als Tochterunternehmen 
den jeweiligen Außenhandelsunternehmungen 
unterstehen.

1) Die Darstellung beruht im wesentlichen auf In-
formationen von Wirtschaftsverbänden, Industrie-
unternehmen und osteuropäischen Handelsmissio-
nen.
1) Einige unterhalten Büros in den osteuropäischen 
Ländern, in denen sie besonders gut eingeführt 
sind. Andere arbeiten mit Reisenden, die für einen 
ständigen Kontakt zu den staatlichen Außenhan-
delsunternehmungen sorgen. Manche Firmen set-
zen eigene Verkaufsingenieure ein, die aber auf 
privater Basis nur unter Einschränkungen in den 
Staatshandelsländern tätig sein dürfen.

2) Östliche Außenhandelskammern bemühen sich 
neuerdings verstärkt um jährliche Veröffentlichun-
gen entsprechender Verzeichnisse.
3) Der Nutzen ihrer Tätigkeit bleibt umstritten, be-
sonders wenn die Vertragsvorbereitung Spezial-
kenntnisse voraussetzt, über welche die dort täti-
gen Angestellten selten verfügen, da sie für eine 
Vielzahl von Unternehmen westlicher Länder zu-
ständig sind. Die gleichzeitige Vertretung von Kon-
kurrenzfabrikaten bedingt schließlich auch die Ge-
fahr der Interessenkollision. Die Provision muß 
nicht unbedingt ein direkter Anreiz sein, da sie in 
der Regel einem Gemeinstchaftsfonds aller Vermitt-
lungsfirmen zufließt, aus dem diese entsprechend 
ihren Etats finanziert werden.

Die nach westlicher Methode üblichen Akqui-
sitionsformen erweisen sich dagegen weitge-
hend als wirkungslos.
— Anzeigen, Fachartikel etc. gelangen zwar 
in die einschlägigen Betriebe, die aber auf-
grund des staatlichen Außenhandelsmonopols 
eben nur sehr begrenzten Einfluß besitzen.
— Firmenprospekte und Kataloge bleiben 
dagegen meist schon bei den Außenhandels-
gesellschaften liegen und erreichen nicht die 
echten Interessenten.
— Besuche enden vorwiegend bei den „ab-
schirmenden" Außenhandelsgesellschaften, so 
daß Gespräche mit Betriebsangehörigen nur 
selten zustande kommen.



II. Organisationsformen

1. Lohnveredelung

Bei der Kooperationsform der „verlängerten 
Werkbank" werden meist lohnintensive, tech-
nisch einfache Arbeiten dem östlichen Part-
ner übertragen, während der westliche Be-
trieb die Vormaterialien stellt. Diese Koope-
rationsform, die auch mit der Übergabe von 
Fertigungseinheiten, Lizenzen und techni-
schem Know-how verbunden sein kann, wird 
besonders in den verschiedenen Konsumgü-
terbereichen praktiziert.

2. Kooperation im Dienstleistungsbereich

Diese Form intersystemarer wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit dient dem gegenseitigen Per-
sonalaustausch zwischen den einzelnen Be-
trieben, wenn auch derartige Abkommen oft 
nicht selbständig, sondern als Teil einer um-
fangreichen Vereinbarung abgeschlossen wer-
den.
Während über Behinderungen bei der Entsen-
dung von Personal in RGW-Länder selten be-
richtet wird, treten öfter Störungen auf, wenn 
Ostfirmen ihr Personal zu Schulungs- oder 
Dienstleistungszwecken (z. B. Bau- oder Mon-
tagetrupps) in die Bundesrepublik verpflichtet 
haben.
Die Natur der Sache macht das Fehlen einer 
gesetzlichen Regelung nicht so sehr bemerk-
bar, da eine juristische Fixierung in jedem 
Falle nur ganz allgemeine Prinzipien umfas-
sen könnte.

3. Vertriebskooperation

Die Zusammenarbeit beim Vertrieb wirft ge-
ringe Probleme auf. Gemeinschaftlich gefer-
tigte Produkte werden in der Bundesrepublik, 
den RGW-Ländern oder auf dritten Märkten 
vertrieben. Diese wechselseitige Öffnung von 
Märkten erübrigt den Aufbau von parallelen 
Verkaufsorganisationen; die teilnehmenden 
Firmen aus Ost und West können den guten 
Namen der Partnerbetriebe nutzen, und auch 
die Devisenabrechnungen werden erleich-
tert.

4. Zusammenarbeit in Drittländern

Das Zusammengehen auf dritten Märkten 
wird relativ häufig praktiziert, obwohl auch 

hier noch nicht von einer Systematisierung 
des Geschäftes gesprochen werden kann. Tat-
sächlich bestehen vielfältige Möglichkeiten 
der Drittland-Kooperation: gemeinsame For-
schung und Entwicklung, gemeinsame Bau-
ausführung, Entsendung von Spezialisten. 
Die meist konsortiale Durchführung kann die 
Errichtung kompletter Industrieanlagen im 
selbständigen Lieferantenverhältnis oder als 
Haupt- bzw. Zulieferant umfassen und bietet 
sich besonders bei der Durchführung von Ent-
wicklungsprojekten an.
Die unterschiedlichen Bedingungen, mit de-
nen die Kooperationspartner in den einzelnen 
Drittländern konfrontiert werden, werfen na-
türlich zusätzliche wirtschaftlich-technische 
Probleme auf; andererseits scheint bei dem 
Auftreten systembedingter Schwierigkeiten 
auf beiden Seiten eine größere Kompromißbe-
reitschaft zu bestehen. Vornehmlich für den 
östlichen Partner besteht hier eine Chance, 
sowohl den Firmennamen ohne kostspielige 
Marketingaktionen bekanntzumachen — und 
damit extern und auch landesintern das Pre-
stige zu erhöhen — als auch die Kenntnis 
dritter Märkte zu verbessern.

5. Produktionskooperation und 
Spezialisierungsverträge

Die Erscheinungsformen sind vielfältig und 
hängen u. a. von den Bedürfnissen der einzel-
nen Branchen ab. In den Bereich der indu-
striellen Koproduktion fallen die Verträge, in 
denen die Erstellung von Erzeugnissen in be-
reits existierenden oder in den RGW-Ländern 
noch zu errichtenden Anlagen vereinbart 
wird. Bisher wurden nur Übereinkünfte be-
kannt, in denen die Technologie und alle oder 
ein Teil der für die Produktion erforderlichen 
Maschinen vom westlichen Kooperationspart-
ner gestellt wurden.
Intensiver als in den bisher genannten Fällen 
gestaltet sich die Zusammenarbeit bei dem 
Abschluß von Spezialisierungsabkommen, da 
jeder der beiden Partner seine Produktion 
technisch und zeitlich auf die des anderen ab-
stimmen muß.

Hier sind zwei Sonderfälle der Zusammenar-
beit möglich:
1. Die Partnerunternehmen stellen nach 
einem festgelegten Plan ergänzende Teile eines 
gemeinsamen Endproduktes her; die Endmon-



tage erfolgt dann, den Erfordernissen der Ab-
satzmarktlage entsprechend, bei einem der 
Kooperationspartner oder in einem dritten 
Unternehmen.
2. Die gegenseitige Abstimmung des Produk-
tionsprogrammes.
Die Kooperationspartner produzieren jeweils 
nur einen Teil des gesamten Fertigungspro-
grammes (sog. Produktbereinigung), zusam-
men stellen sie jedoch das Gesamtprogramm 
her.

6. Gemischte Gesellschaften

a) Gemeinsame Unternehmen in 
RGW-Ländern

Die in der Praxis am wenigsten durchgeführte 
Form der Kooperation bildet die Gründung 
eines im gemeinsamen Eigentum beider Partner 
stehenden Unternehmens mit Sitz in einem 
sozialistischen Land. Haupthindernis für „ech-
te" Gemeinschaftsunternehmen war das Ver-
bot westlicher Kapitalbeteiligungen an Pro-
duktionsmitteln.
Als mögliche Rechtsgrundlage zur Sicherung 
der Interessen des westlichen Partners dien-
ten bisher hauptsächlich die Außenhandelsge-
setze der einzelnen Staatshandelsländer, die 
aber keine ausdrückliche Regelung für gesell-
schaftliche Organisationsformen vorsahen. 
Die Beteiligten versuchten vielmehr, den 
Spielraum dieser Gesetze auszunutzen, gesell-
schaftsähnliche Ersatzformen zu finden, oder 
auch über die Rechtsfiguren des Leih-, Miet-
oder Pachtvertrages Teilbereiche der Koope-
ration rechtlich zu fixieren.
Um die Zusammenarbeit im Rahmen der gege-
benen Möglichkeiten reibungslos zu gestal-
ten, strebten westliche Betriebe die Vereinba-
rung insbesondere folgender Punkte an:
— Genaue Bestimmung der Rechtsform des 
Gemeinschaftsunternehmens.
— Einflußsicherung auf die Geschäftsfüh-
rung, vor allem bezüglich des Einsatzes von 
Produktionsmitteln, der Absatzpolitik sowie 
der Ermittlung und Verteilung des Gewin-
nes.
— Schutz gegen Enteignung oder enteig-
nungsgleiche Eingriffe.
— Statusregelung der ausländischen Arbeits-
kräfte.
— Freier Transfer der Gewinnanteile, Lizenz-
entgelte und Liquidationserlöse.

In einzelnen RGW-Ländern wird nun den Be-
dürfnissen der westlichen Unternehmer weit-
gehend Rechnung getragen, indem eine 
Rechtsgrundlage auch für die Fälle westlicher 
Kapitalinvestitionen geschaffen wurde.

Rumänien
Das neue rumänische Außenhandelsgesetz 
vom 17. März 1971 sieht die Errichtung ge-
mischter Kapitalgesellschaften mit maximal 
49prozentiger ausländischer Beteiligung vor; 
es unterscheidet nicht zwischen Gesellschaf-
ten mit Sitz im In- oder Ausland.
Vorbehaltlich der Genehmigung der zuständi-
gen Fachministerien werden unter anderem 
die Art und Weise der Vermögensbildung, die 
Zurückziehung der Anteilquoten und die Kri-
terien der Gewinnaufteilung vertraglich fest-
gesetzt. Darüber hinaus garantiert der rumä-
nische Staat dem ausländischen Partner, daß 
er die Amortisations- und Gewinnquoten 
überwiesen erhält, sobald er seinen steuerli-
chen und sonstigen vertraglichen Verpflich-
tungen nachgekommen ist.

Ungarn

Auch Ungarn steht neuerdings westlichen Ka-
pitalbeteiligungen an inländischen Unterneh-
men positiv gegenüber und hat die wesentli-
chen rechtlichen Fragen geklärt. Seit Veröf-
fentlichung der Verordnung Nr. 28/1972 vom 
3. Oktober 1972 können wirtschaftliche Verei-
nigungen mit Zustimmung des ungarischen 
Finanzministeriums in der Rechtsform einer 
offenen Handelsgesellschaft, Aktiengesell-
schaft, GmbH oder als gemeinsames Unter-
nehmen gegründet werden.

Der gemeinsamen Unternehmung steht ein 
Verwaltungsrat vor, der die Mitglieder ent-
sprechend ihren Anteilen am Gesellschaftska-
pital vertritt. Auch in Ungarn wurde der Um-
fang der ausländischen Kapitalbeteiligung auf 
49 Prozent begrenzt und der Gewinn- und Ka-
pitalrücktransfer ausdrücklich geregelt.

Diesen Sicherungen des ausländischen Kapi-
talgebers stehen allerdings noch Einschrän-
kungen bei Abschluß der Vereinigungsverträ-
ge gegenüber. Es wurde eine Höchstgrenze 
der gemeinsamen Gewinne festgelegt. Die ge-
mischte Gesellschaft ist verpflichtet, aus dem 
Gewinn einen Risikofond zu bilden, der jedes 
Jahr so weit aufgestockt wird, bis seine Höhe 
zehn Prozent des Vermögens der Vereinigung 
erreicht. Der verbleibende Jahresgewinn wird 
in einen Anteilfond eingebracht, dessen jähr- 



liehe Höhe fünfzehn Prozent der im Lauf des 
Jahres ausgezahlten Löhne nicht übersteigen 
darf.
Diese Organisationsform der gemischten Ge-
sellschaft wurde in erster Linie für die Grün-
dung gemeinsamer Vertriebs- und Dienstlei-
stungsunternehmen geschaffen. Die Kapitalbe-
teiligung im Produktionsbereich soll dagegen 
nur dann zulässig sein, wenn sich eine für 
Ungarn wichtige Kooperation nicht anders 
realisieren läßt und der Ministerrat seine Zu-
stimmung erteilt hat. Es entspricht also dem 
Wunsch der ungarischen Seite, nach Möglich-
keit auf Produktionseigentum zu verzichten 
und „einfachere" Formen der Kooperation zu 
vereinbaren.

Polen
Zwei Formen der Kooperation bleiben in Po-
len ausdrücklich ausgeschlossen.
Firmen der Bundesrepublik können an polni-
schen Industriewerken keine Kapitalbeteili-
gung erwerben, und auch der Abschluß von 
Managementverträgen ist nicht möglich. Po-
len verfolgt einen eher konservativen Kurs 
und möchte die Erfahrungen der übrigen so-
zialistischen Länder abwarten. Die Koopera-
tionsform der gemischten Gesellschaften soll 
also für die Zukunft nicht unbedingt ausge-
schlossen werden. Ein erster Versuch in die-
ser Richtung scheint die Genehmigung zur Er-
öffnung technischer Konsultationsbüros für 
solche deutsche Firmen zu sein, welche be-
reits die übrigen Formen der Kooperation in 
Polen betreiben.

Andere RGW-Länder
Bulgarien, die Tschechoslowakei und die So-
wjetunion4) nehmen bezüglich der Gründung 
von gemischten Gesellschaften im Mutter-
land eine eindeutig ablehnende Haltung ein. 
Von diesen Ländern wird der Standpunkt ver-
treten, daß Eigentumsbeteiligungen dem aus-
ländischen Partner keine zusätzlichen Sicher-
heiten bieten und daß die bisher üblichen 
Formen der Kooperation ausreichen. An der 
Aufnahme von Kapital besteht zwar Interes-
se; dabei wird jedoch dem Anleihekapital der 
Vorzug gegenüber dem arbeitenden Kapital 
gegeben.

4) Zwischen der Bundesrepublik und der DDR gibt 
es überhaupt keine wirtschaftliche Kooperation.

b) Gemeinsames Unternehmen im westlichen 
Partnerland

Hat das gemeinsam gegründete Unternehmen 
seinen Sitz im westlichen Partnerland oder 
einem Drittland, so treten keine zusätzlichen 
Belastungen auf, da der sozialistische Partner 
die im Gastland geltende Rechtsordnung ak-
zeptiert. Grundsätzlich strebt er die Kapital-
mehrheit an dem Gemeinschaftsunternehmen 
an, während Aufsichtsrat und Management 
meist paritätisch besetzt werden.

Daß die RGW-Länder von der Möglichkeit, 
sich durch Kauf von Aktien an Produktions-
unternehmen zu beteiligen, nicht verstärkt Ge-
brauch machen, liegt weitgehend an ihrem 
Devisenmangel.



Henning Eikenberg

Die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit Osteuropa

>>I.

Der deutsch-sowjetische, der deutsch-polni-
sche und nunmehr auch der deutsch-tsche-
choslowakische Vertrag nennen die Verbes-
serung der Beziehungen auf wissenschaftli-
chem und technologischem Gebiet ausdrück-
lich als eines ihrer Ziele. Als Beitrag zu einer 
Politik der gegenseitigen Öffnung, die auf 
Entspannung und Normalisierung der Bezie-
hungen ausgerichtet ist, erhalten auch Wis-
senschaftleraustausch und gemeinsame Vor-
haben im wissenschaftlich-technischen Be-
reich einen erheblichen politischen Stellen-
wert in dem Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Staaten Osteuropas. An-
gesichts der osteuropäischen Leistungen in 
einer Reihe von Gebieten stehen bei der Ent-
wicklung der wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit ebenfalls fachliche Aspekte 
im Vordergrund. Es wäre überhaupt falsch, 
die deutsch-osteuropäischen Wissenschaftsbe-
ziehungen isoliert und allein unter politischen 
Gesichtspunkten zu sehen. Vielmehr lassen 
sich diese Kontakte ohne Schwierigkeiten in 
das System der bilateralen Wissenschaftsbe-
ziehungen einordnen, das vor allem die 
UdSSR in den letzten Jahren errichtet hat und 
das keinesfalls nur der politischen Atmosphä-
reverbesserung dienen soll. Entgegen ihren 
früheren Autarkiebestrebungen sucht insbe-
sondere die UdSSR seit einigen Jahren auf 
breiter Front mit allen Industrienationen der 
Welt eine intensive Zusammenarbeit auf wirt-
schaftlichem und wissenschaftlich-techni-
schem Gebiet, um unter Verwendung fortge-
schrittener, im Westen entwickelter Techno-
logien zur beschleunigten wirtschaftlichen 
Entwicklung des eigenen Landes beizutragen. 
So hat die UdSSR beispielsweise nicht nur 
mit den COMECON-Ländern, sondern nahezu 
mit allen Industrienationen des Westens in 
den letzten fünf Jahren Regierungsabkommen 
über Zusammenarbeit im wissenschaftlichen 
und technologischen Bereich abgeschlossen. 
Der Charakter dieser Verträge ist fast immer 
derselbe: Rahmenabkommen, die ihren Schwer-
punkt in der angewandten Forschung und im 
technologischen Bereich haben, im übrigen 
nur Grundsätze der Zusammenarbeit regeln 
und keine konkreten Verpflichtungen für die 
Vertragsparteien enthalten. Auch die Durch-

führung erfolgt nach demselben Muster: Ge-
mischte Kommissionen unter der Leitung ho-
her Regierungsvertreter legen die Gebiete der 
Zusammenarbeit fest, setzen Unterkommis-
sionen ein und überwachen den Fortgang der 
Kooperation.

Es ist müßig, darüber zu diskutieren, ob die 
sowjetische Entspannungspolitik oder die 
technologische Lücke gegenüber den westli-
chen Industrienationen vorwiegend Pate bei 
den Bemühungen Osteuropas um eine Intensi-
vierung der wissenschaftlich-technischen Be-
ziehungen stand. Mit Sicherheit wirken wohl 
beide Faktoren mit. Viel interessanter als die 
Frage nach den Ursachen der derzeitigen Ent-
wicklung im Ost-West-Verhältnis ist die Fra-
ge nach der Wirkung, die vom Ausbau der 
Wirtschafts- und Wissenschaftsbeziehungen 
ausgehen wird. Wenn es dem Osten gelingt, 
die bisher nur in den Anfängen befindliche 
industrielle und wissenschaftlich-technische 
Kooperation mit dem Westen zu intensivieren 
und auf eine langfristige Basis zu stellen, so 
wird das zu einer wirtschaftlichen Verflech-
tung beider Systeme führen, die sich auch im 
Falle einer Änderung der bestehenden welt-
politischen Entspannungslage nur unter gro-
ßen Schwierigkeiten aufheben ließe. Es wäre 
ein Fehlschluß zu glauben, daß Osteuropa 
nach der Beseitigung technologischer Lücken 
und nach Schaffung gleichwertiger Industrien 
jederzeit aus der entwickelten Zusammenar-
beit ohne wesentliche Nachteile wieder aus-
scheren könnte.

II.

Sieht man einmal von den Großprojekten ko-
stenintensiver Forschungsbereiche wie der 
Kernenergie und der Weltraumforschung ab, 
so haben die letzten Jahrzehnte gezeigt, daß 
die vielfältigen Verbindungen und Kontakte 
der deutschen Forschung vor allem zu den In-
dustrieländern des Westens ohne die Mitwir-
kung staatlicher Stellen entwickelt wurden. 
Ein großer Bereich der internationalen wis-
senschaftlichen Zusammenarbeit verdankt 
auch heute noch seine Entstehung der priva-
ten Initiative des einzelnen Wissenschaftlers 
und seiner Erkenntnis, daß Forschung ohne 
weltweiten Austausch nicht auskommen 
kann.



Dagegen kam den staatlichen Stellen bei der 
Initiierung und Abwicklung der wissenschaft-
lich-technischen Beziehungen zu Osteuropa 
von vornherein eine ungleich bedeutendere 
Rolle zu. Das gilt nicht nur für das deutsch-
osteuropäische Verhältnis, sondern für die 
gesamten Ost-West-Beziehungen im wissen-
schaftlich-technischen Bereich. Vor allem auf 
Drängen der osteuropäischen Staaten sind 
diese Beziehungen heute durch eine starke 
Formalisierung, die Einschaltung staatlicher 
Stellen und die Schaffung institutioneller 
Rahmen auf Regierungsebene gekennzeichnet. 
Die Frage stellt sich deshalb, welches Ziel die 
osteuropäischen Staaten mit einer derartigen 
Ausgestaltung der Beziehungen gerade ange-
sichts der Tatsache verfolgen, daß ihr staatli-
cher Partner im Westen sich sehr häufig ei-
ner weitgehend autonomen Forschung und In-
dustrie im eigenen Lande gegenübersieht, die 
er zu einer Zusammenarbeit nicht verpflich-
ten kann. Sicherlich wäre es keine ausrei-
chende Antwort, in diesem Zusammenhang 
nur auf die zentrale Planung und Leitung von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Technik durch 
staatliche Stellen in Osteuropa hinzuweisen; 
vielmehr muß angenommen werden, daß das 
Ziel einer wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit mit dem Westen den osteuro-
päischen Staaten so wichtig ist, daß sie diese 
in die politischen Gesamtbeziehungen zum je-
weiligen ausländischen Partner einordnen 
und sich auf diese Weise einer möglichst 
weitgehenden staatlichen Unterstützung auch 
bei dem jeweiligen westlichen Partner verge-
wissern. Der Abschluß wissenschaftlich-tech-
nischer Rahmenabkommen bildet für den 
Osten gleichsam die offizielle Plattform für 
die Kontakte zwischen der Industrie und der 
Forschung beider Seiten. Mit der Bildung von 
gemischten Kommissionen und Arbeitsgrup-
pen auf staatlicher Ebene übernehmen die Re-
gierungen der westlichen Partnerländer Ver-
antwortung für die Entwicklung und den 
Fortgang der vereinbarten Kooperation. Die 
Konsequenzen liegen auf der Hand: Erfolg 
und Mißerfolg der betreuten Beziehungen 
sind von erheblich größerer Auswirkung auf 
das politische Gesamtverhältnis zwischen 
dem östlichen und westlichen Partnerland als 
es bloße Kontakte unterhalb der staatlichen 
Ebene wären.

III.

Wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
ist im Rahmen der Beziehungen zu Osteuropa 
zu einem Modewort geworden, das gern be-

nutzt, von den Partnern der Zusammenarbeit 
jedoch häufig abwaichend interpretiert wird. 
Die Ursache für diese bisweilen folgenschwe-
re Diskrepanz liegt in der andersartigen 
Funktion, die Wissenschaft und Technik in 
den Staaten Osteuropas zukommt. Auch in 
westlichen Staaten sind Wissenschaft und 
Technik in vielen Bereichen heute unter an-
derem wirtschaftsorientiert. Sie stehen — all-
gemein gesagt — im Dienst der gesellschaftli-
chen Entwicklung und werden unter diesem 
Gesichtspunkt von staatlichen Stellen geför-
dert, aber nur in wenigen Fällen gelenkt. 
Wissenschaft im Osten wird jedoch als un-
mittelbare Produktivkraft angesehen, die in 
engster Beziehung zur Volkswirtschaft steht 
und von der Grundlagenforschung bis zur in-
dustriellen Auswertung in jeder Phase Be-
standteil einer zentralen Wirtschaftsplanung 
ist. Es kann deshalb nicht überraschen, wenn 
die UdSSR und die anderen osteuropäischen 
Staaten die wissenschaftlich-technische Zu-
sammenarbeit häufig auch unter wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten betrachten und selbst 
dann noch von wissenschaftlich-technischer 
Zusammenarbeit sprechen, wenn es sich in 
Wirklichkeit um den Erwerb oder den Aus-
tausch von technologischem Know-how und 
Lizenzen auf kommerzieller Basis handelt. Ein 
eindrucksvolles Beispiel bilden in diesem Zu-
sammenhang die zahlreichen langfristigen 
„wissenschaftlich-technischen" Kooperations-
vereinbarungen, die das sowjetische Staats-
komitee für Wissenschaft und Technik in 
letzter Zeit mit deutschen Firmen abgeschlos-
sen hat. Sie sind nach Auffassung der deut-
schen Seite eher Gegenstand der beiderseiti-
gen Wirtschaftsbeziehungen und gehören so-
mit in den Rahmen des anläßlich des Bre-
schnew-Besuches im Mai 1973 unterzeichne-
ten wirtschaftlichen, industriellen und techni-
schen Kooperationsabkommens zwischen bei-
den Ländern.

Die bisherige Arbeit der deutsch-sowjetischen 
Kommission für wirtschaftliche und wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit, die 
von Brandt und Breschnew ins Leben gerufen, 
ihre ersten Sitzungen im April 1972 und im 
Februar 1973 abhielt, zeigt ebenfalls, daß 
auch bei der Entwicklung wissenschaftlich- 
technischer Beziehungen industrielle Aspekte 
für die sowjetische Seite von großer Bedeu-
tung sind. Auf einen allgemeinen Nenner ge-
bracht: Je enger das einzelne Gebiet in die 
Nähe der industriellen Nutzanwendung rückt, 
desto größer ist in der Regel das östliche In-
teresse an einer Kooperation. Die Zusammen-



arbeit in der Grundlagenforschung ist dage-
gen bisher nur von marginaler Bedeutung ge-
wesen, obwohl sie sich in der Praxis häufig 
sehr viel problemloser verwirklichen ließe. Es 
wäre allerdings falsch, aus dieser Analyse die 
Schlußfolgerung zu ziehen, daß wissenschaft-
lich-technische Kooperation nur ein Bestand-
teil der allgemeinen Wirtschaftsbeziehungen 
wäre. Auch im Verhältnis zu Osteuropa 
kommt ihr durchaus eine eigenständige Funk-
tion zu. Es sei hier nur an die Kernforschung, 
an die Entwicklung fortgeschrittener Reaktor-
linien der Zukunft, an die technologische Ent-
wicklung des Verkehrswesens, an die Welt-
raumforschung und viele andere Gebiete erin-
nert.

IV.

Die wissenschaftlich-technischen Beziehungen 
der Bundesrepublik zu den einzelnen Staaten 
Osteuropas verlaufen auf staatlicher Ebene in 
auffallender Parallelität zur Entwicklung der 
politischen Gesamtbeziehungen. Dementspre-
chend sind die Kontakte zu Rumänien und zur 
UdSSR am weitesten fortgeschritten. Mit 
einem gewissen Abstand folgen Polen und die 
CSSR. Mit Ungarn und Bulgarien stehen die 
Bemühungen um eine entsprechende wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit dage-
gen noch ganz am Anfang. Für den gesamten 
Komplex der wissenschaftlich-technischen Be-
ziehungen zu Osteuropa gilt, daß er sich auf 
staatlicher Ebene nach wie vor in einer vor-
bereitenden Phase befindet. Die eigentliche 
Zusammenarbeit hat noch nicht begonnen.

Mit Polen ist der Abschluß eines wissen-
schaftlich-technischen Rahmenabkommens ge-
plant. Mit Rumänien wurde am 29. Juni 1973 
ein Regierungsabkommen über Zusammenar-
beit in der wissenschaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung sowie eine Res-
sortvereinbarung über Zusammenarbeit bei 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie un-
terzeichnet. Mit der UdSSR liegt bereits ein 
gemeinsamer Abkommenstext vor, der unter-
zeichnet werden kann, sobald eine befriedi-
gende Regelung für die Einbeziehung von 
Berlin (West) in die künftige Kooperation ge-
lungen ist. Es soll an dieser Stelle nicht ver-
schwiegen werden, daß die Berlin-Frage gera-
de im Wissenschaftssektor zu einer gewissen 
Verzögerung bei der Anbahnung einzelner bi-
lateraler Kontakte geführt hat. Mit dem Ab-
schluß der obengenannten Verträge werden 
jedoch die bisher mehr informatorischen bzw. 
vorläufigen Kontakte zu diesen Ländern in 

eine Phase projektorientierter Zusammenar-
beit übergeleitet werden können.

Die Abkommen dokumentieren in erster Linie 
den politischen Willen der jeweiligen Regie-
rungen zur Zusammenarbeit. Sie sollen die 
Möglichkeit zur engen Zusammenarbeit auf 
allen wissenschaftlich-technischen Gebieten 
gemeinsamen Interesses schaffen. Ihre Durch-
führung im einzelnen wird Vereinbarungen 
zwischen einschlägigen Ressorts, Forschungs-
einrichtungen und anderen Stellen überlas-
sen.
Die deutsch-sowjetischen Kontakte im wissen-
schaftlich-technischen Bereich begannen auf 
staatlicher Ebene im September 1970 mit der 
Reise von Bundesminister Leussink in die 
UdSSR. Im Abschlußkommunique wurden da-
mals über zwanzig Forschungsgebiete als 
Themen für eine Kooperation genannt. Es 
wurde vereinbart, in einer ersten Phase der 
Kontakte Fachdelegationen auszutauschen, 
um gegenseitig einen Überblick über die Ent-
wicklung der Forschung in beiden Ländern zu 
erhalten und gleichzeitig Sachgebiete der 
künftigen Kooperation im Detail durch Exper-
ten festlegen zu lassen. Entsprechend dem mit 
der Sowjetunion vereinbarten Themenkreis 
sind von Ende 1970 bis zum Frühjahr 1973 auf 
folgenden Gebieten Fachgruppen ausge-
tauscht worden: Plasmaphysik, Hochenergie-
physik, Biochemie, Dokumentation, physikali-
sche Chemie, Verkehrswesen, Brutreaktoren-
entwicklung. In einigen dieser Gebiete haben 
Wissenschaftler beider Länder bereits ge-
meinsame Forschungsprogramme ausgearbei-
tet, die nach der Schaffung der vertraglichen 
Voraussetzungen auf Regierungsebene in die 
Tat umgesetzt werden können. Die organisa-
torische Betreuung der Beziehungen liegt bis-
her in den Händen der deutsch-sowjetischen 
Kommission für wirtschaftliche und wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit.

Am weitesten fortgeschritten sind die Bezie-
hungen zu Rumänien. Neben dem soeben ab-
geschlossenen Rahmenabkommen wird insbe-
sondere die Ressortvereinbarung zwischen 
dem Bundesministerium für Forschung und 
Technologie und dem Rumänischen Staatsko-
mitee für die Nutzung der Atomenergie der 
auf diesem Gebiet bereits begonnenen Zusam-
menarbeit eine vertragliche Grundlage geben. 
Neben diesen bilateralen Kontakten ist die 
Bundesrepublik wesentlich an dem von der 
Internationalen Atomenergiebehörde in Wien 
geförderten Aufbau eines Instituts für nuklea-
re Technologie in Bukarest beteiligt. Auch 



auf anderen Gebieten wird es in nächster Zeit 
voraussichtlich zu einer deutsch-rumänischen 
Zusammenarbeit kommen.
Grundlage für die bisherigen Kontakte zu Po-
len und zur CSSR hsben die bereits 1970 ab-
geschlossenen Handelsabkommen gebildet, 
die u. a. auch eine Zusammenarbeit auf wis-
senschaftlich-technischem Gebiet vorsehen 
und in absehbarer Zeit wohl durch Regie-
rungsabkommen, die speziell die Beziehungen 
in wissenschaftlich-technischem Bereich re-
geln, abgelöst werden. Im Rahmen eines er-
sten Austausches von Fachdelegationen ha-
ben sich auf dem Gebiet der Datenverarbei-
tung Ansatzpunkte für eine Zusammenarbeit 
mit der CSSR und auf dem Gebiet der Kern-
energie und Landwirtschaftsforschung Mög-
lichkeiten engerer Kontakte zu Polen erge-
ben.
Sehr viel älter als die bilateralen Kontakte zu 
Osteuropa sind die gemeinsamen Erfahrungen 
in der multilateralen wissenschaftlich-techni-
schen Zusammenarbeit im Rahmen internatio-
naler Organisationen, Es sei in diesem Zu-
sammenhang nur an die enge Kooperation auf 
dem Gebiet der Hochenergiephysik zwischen 
der Europäischen Organisation für Kernfor-
schung (CERN) und dem sowjetischen Staats-
komitee für die Nutzung der Atomenergie er-
innert, in deren Rahmen seit Jahren auch 
deutsche Wissenschaftlergruppen am sowjeti-
schen Protonenbeschleuniger in Serpuchow 
arbeiten. Das kürzlich auch unter Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland und mehre-
rer osteuropäischer Länder gegründete Inter-
nationale Institut für angewandte Systemana-
lyse in Wien sowie die Kontakte zwischen 

der Europäischen Organisation für Weltraum-
forschung (ESRO) und der sowjetischen Aka-
demie der Wissenschaften sind weitere Bei-
spiele dafür, daß auch multilaterale Kontakte 
im wissenschaftlichen Bereich heute eine we-
sentliche Rolle spielen. Sieht man von ein-
gangs geschilderten generellen Fragen einer 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
und von organisatorischen und administrativen 
Schwierigkeiten ab, so haben die bisherigen 
Erfahrungen gezeigt, daß vor allem die unter-
schiedlichen Wirtschafts- und Forschungs-
strukturen gewisse Probleme in den bilatera-
len Kontakten aufgeworfen haben. Die weit-
gehende Unabhängigkeit von Forschung und 
Industrie in der Bundesrepublik gibt staatli-
chen Stellen nur in wenigen Bereichen einen 
unmittelbaren Einfluß auf den deutschen Koo-
perationspartner, während die Rolle des 
Staates bzw. der Regierungen in Osteuropa 
ungleich stärker ist.

Läßt sich heute auch noch nicht der fachliche 
Wert der künftigen Kooperation mit Osteuro-
pa in Wissenschaft und Technik genau ab-
schätzen, so kann doch bereits jetzt schon ge-
sagt werden, daß beide Seiten ihre Ziele er-
reichen werden, wenn sie gleichwertige eige-
ne Leistungen in die Zusammenarbeit einbrin-
gen. So wie die Verbesserung der politischen 
Beziehungen in der Vergangenheit einen we-
sentlichen Impuls für die Kooperation mit 
Osteuropa in Wissenschaft und Technik gege-
ben hat, werden in der Zukunft die Resultate 
dieser Zusammenarbeit nicht ohne Auswir-
kung auf die Gesamtbeziehungen der Bundes-
republik Deutschland zu den Ländern Osteu-
ropas bleiben.



Sibylle Banke

Die wissenschaftlichen Austauschbeziehungen zu den 
osteuropäischen Ländern

Besuche, die Wissenschaftler aus den osteu-
ropäischen Ländern studienhalber in der Bun-
desrepublik unternehmen, verlieren allmäh-
lich ihren Pioniercharakter. Nicht für alle, 
aber für viele von ihnen ist es — achtund-
zwanzig Jahre nach Kriegsende — der erste 
Aufenthalt im Westen. Die Lebensläufe der 
heute vierzig- bis sechzigjährigen Hochschul-
lehrer und wissenschaftlichen Mitarbeiter an 
Forschungsinstituten, die als Gäste aus Polen, 
der Tschechoslowakei, aus Ungarn und Jugo-
slawien, Rumänien und Bulgarien unser Land 
besuchen, weisen einschneidende, existenz-
verändernde Fakten in den Jahren 1939—1945 
auf, oder aber Lücken, was unausgesprochen 
dasselbe besagt.
Auch für die deutschen Kollegen, die in um-
gekehrter Richtung zu Vortrags- und Informa-
tionsreisen in jene Länder fahren, ist dies 
meist ein erster Besuch. Anlaß und Ziel die-
ser Besuche ist der wissenschaftliche Erfah- 
rungs- und Gedankenaustausch mit Kollegen; 
dennoch sind für den einzelnen dabei eine 
Fülle widersprechender Gefühle, Vorurteile, 
ungelöste Probleme und Erwartungen im 
Spiel, die selten artikuliert werden, um die 
man aber wissen sollte. Die Besucher erwar-
ten von uns keine Bekenntnisse der Schuld 
oder des Bedauerns, können es aber nur 
schwer begreifen, daß die Vergangenheit 
scheinbar keine Spuren in dem Bewußtsein 
der ihnen hier — im allgemeinen durchaus 
freundlich — begegnenden Menschen hinter-
lassen hat. Hinzu kommt, daß der osteuropä-
ische Besucher ungleich besser über die Bun-
desrepublik informiert ist, über ihre politi-
schen Probleme, ihre Wirtschafts- und Sozial-
struktur, über den Stand der Forschung und 
des Ausbildungswesens und die Situation an 
unseren Universitäten, als dies umgekehrt der 
Fall ist. Der Wissensstand bei uns über die 
entsprechenden Fragen der Länder Osteuro-
pas ist, Spezialisten natürlich ausgeschlossen, 
trotz der Bemühungen der Massenmedien und 
trotz der umfangreichen Zeitschriften- und 
Buchliteratur, ungenügend.
Je größer die Zahl derer ist, die hinüber und 
herüber reisen, desto schneller werden die 
Barrieren abgebaut werden, desto zügiger 
wird der angebahnte Prozeß der Normalisie-

rung voranschreiten, zumal jeder einzelne Be-
sucher als Multiplikator der gemachten Erfah-
rungen innerhalb seines Lebensbereichs gel-
ten kann. Eine Rolle spielt dabei auch der 
Faktor Zeit: die junge Generation wird durch 
die aufgezeigten Probleme kaum noch bela-
stet, obwohl sie sich in gewisser Hinsicht 
vererben — in einigen Ländern mehr als in 
anderen, am meisten in Polen, dessen Bevöl-
kerung während des Krieges am schlimmsten 
gelitten hat.

Der wissenschaftliche Austausch vollzieht 
sich in der Bundesrepublik nicht zentralisiert 
und ist infolgedessen zahlenmäßig nicht voll 
erfaßbar. Die Hochschulen, die ihnen angehö-
renden Wissenschaftler, studentische Organi-
sationen, Gesellschaften und Fachverbände 
pflegen in eigener Initiative Kontakte zu den 
osteuropäischen Ländern. Die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesell-
schaft und die Westdeutsche Rektorenkonfe-
renz haben seit Jahren offizielle Beziehungen 
zu den ihnen entsprechenden Institutionen. 
Den personenintensivsten Austausch mit den 
sozialistischen Ländern pflegen aus öffentli-
chen Mitteln im Rahmen ihrer sich auf alle 
Länder erstreckenden Aktivitäten der Deut-
schen Akademische Austauschdienst und die 
Alexander von Humboldt-Stiftung in gegen-
seitiger Abstimmung und Aufgabenteilung.

Im folgenden soll ein Überblick über die Er-
fahrungen und die Entwicklung des Wissen-
schaftlichen Austausches des Deutschen Aka-
demischen Austauschdienstes (DAAD) mit 
den osteuropäischen Ländern gegeben wer-
den. Er bezieht sich auf die Länder Jugosla-
wien, Polen, Bulgarien, Tschechoslowakei, 
Rumänien und Ungarn. Uber den Austausch 
mit der Sowjetunion, der von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft wahrgenommen 
wird, wird an anderer Stelle in diesem Heft 
berichtet.

Der DAAD hat folgende Förderungsmöglich-
keiten:

— Vergabe von Jahresstipendien an auslän-
dische Studierende und Postgraduierte zu 
Fortbildungs- und Vertiefungsstudien in der 
Bundesrepublik.



— Vergabe von Jahresstipendien entspre-
chend an deutsche Studierende und Vermitt-
lung von Gegenstipendien osteuropäischer 
Länder.
— Kurzstipendien für deutsche Studierende 
zu einem zwei- bis sechsmonatigen Studien-
aufenthalt im Ausland, der der Durchführung 
von Magister-, Diplom- oder Staatsarbeiten 
dient.
— Stipendien für deutsche Studierende zur 
Teilnahme an wissenschaftlichen fachorien-
tierten Kursen im Ausland von der Dauer 
mindestens eines Monats, höchstens von 
sechs Monaten.
— Einladung ausländischer Wissenschaftler 
zu Studienaufenthalten bis zu maximal drei-
monatiger Dauer.
— Kurzaufenthalte von Wissenschaftlern in 
beiden Richtungen im Rahmen bilateral mit 
Partnerinstitutionen im Ausland abgeschlos-
sener quotierter Professorenaustausch-Verein-
barungen.
— Einladung von Expertendelegationen bzw. 
in der Wissenschaftspolitik ihres Landes füh-
renden Persönlichkeiten zu kurzen Informa-
tionsaufenthalten in der Bundesrepublik.
— In beiden Richtungen Förderung von 
Gruppen von Studenten bzw. Jungakademi-
kern zu fachorientierten Studienreisen.
— Stipendien an ausländische Germanistik- 
Studenten zur Teilnahme an Hochschulferien-
kursen in der Bundesrepublik.
— Stipendien und Vermittlung von Gegensti-
pendien zur Teilnahme deutscher Studieren-
der an Hochschulferienkursen im Ausland.
— Vermittlung deutscher Lektoren an auslän-
dische Universitäten (in Osteuropa sind z. Z. 
nur in Jugoslawien und Rumänien westdeut-
sche Lektoren tätig).
— Im Rahmen der internationalen Praktikan- 
t'enorganisation IAESTE (International Asso-
ciation for the Exchange of Students for 
Technical Experience) vermittelt das Prakti-
kantenreferat des DAAD als Sekretariat des 
deutschen Komitees der IAESTE den Aus-
tausch von Studenten, vornehmlich der tech-
nischen und naturwissenschaftlichen Fächer, 
zur Ableistung eines Fachpraktikums in Indu-
striebetrieben und anderen Institutionen. Ju-
goslawien gehört seit 1952, Polen seit 1959 
und die CSSR seit 1965 der IAESTE an.
In den jähren 1960 bis 1972 wurden aus den 
osteuropäischen Ländern über den DAAD 
12 332 Personen eingeladen (bzw. im Falle der 

IAESTE vermittelt). Davon entfallen auf die 
Studienreisegruppen und die Industrieprakti-
kanten 9 187 Personen. 3 145 waren Wissen-
schaftler und Studierende der anderen oben 
genannten Förderungsbereiche.
Im gleichen Zeitraum vermittelte bzw. förder-
te der DAAD die Aufenthalte von 2 229 Deut-
schen in die osteuropäischen Länder, davon 
1740 im Rahmen von Studienreisegruppen und 
als lAESTE-Praktikanten sowie 503 Studieren-
de und Professoren. Die Zahlenungleichheit 
hat z. T. ihren Grund darin, daß zu dreimona-
tigen Studienaufenthalten vom DAAD nur 
Ausländer eingeladen werden, aber keine 
deutschen Wissenschaftler ins Ausland ent-
sandt werden. Hinsichtlich der osteuropä-
ischen Staaten hat gerade diese Aktivität das 
größte Gewicht.
Obgleich man die sozialistischen Länder in 
Anbetracht ihrer unterschiedlichen histori-
schen und kulturellen Entwicklung nicht als 
„Block" bezeichnen sollte, zeichnen sich auf 
dem Gebiet des wissenschaftlichen Austau-
sches gewisse systemimmanente Praktiken 
ab, die diesen zuweilen zu einem mühsamen 
Geschäft machen. In allen o. g. Staaten wer-
den Wissenschaft und Ausbildungswesen 
weitgehend zentral geregelt. Folgerichtig be-
steht die Tendenz, die wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit mit dem Ausland zentral zu or-
ganisieren. Im Zuge ihrer Planung wünschen 
die zuständigen staatlichen Institutionen und 
Kommissionen zu bestimmen, welchen Wis-
senschaftsbereichen der Erfahrungsaustausch 
mit dem westlichen Ausland zugute kommen 
soll und welche Wissenschaftler dorthin ent-
sandt werden. Dieser nicht immer realisierba-
ren Tendenz liegt der verständliche Wunsch 
zugrunde, den Vorsprung, den der Westen in 
der technischen Entwicklung hat, aufzuholen. 
Infolgedessen wird der Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Technik, der Naturwissen-
schaften, aber auch der Medizin und der 
Wirtschaftswissenschaften besondere Bedeu-
tung zugemessen, wobei der Austausch auf 
dem Gebiet der Geisteswissenschaften in den 
Hintergrund tritt. Eine Ausnahme macht Po-
len, wo das Bedürfnis nach Aufarbeitung der 
polnisch-deutschen Geschichte dazu führt, 
daß auch die Zahl der polnischen Historiker, 
die dem DAAD für den Austausch nominiert 
werden, ins Gewicht fällt.
Der Abschluß von Kulturabkommen mit einer 
möglichst präzisen Regelung der Art und des 
Umfangs wissenschaftlicher Zusammenarbeit 
durch daraus folgende Mehr-Jahresabkom- 
men, kommt dem Bemühen der sozialistischen 



Staaten entgegen, die Wissenschaftsbeziehun-
gen fest in der Hand zu haben.

Gemeinsam ist den sozialistischen Ländern 
weiter eine gewichtige, jedoch keineswegs 
perfekt funktionierende Bürokratie, die sich 
durch ihre Schwerfälligkeit oft störend auf 
den Ablauf vereinbarter Planungen und Ter-
mine auswirkt. Allerdings muß den osteuro-
päischen Partnerorganisationen zugute gehal-
ten werden, daß die Korrespondenz in der Re-
gel in deutscher Sprache geführt wird, was 
für den DAAD von großem Vorteil, für die 
osteuropäischen Partner aber mit Problemen 
verbunden ist.

Der Austausch mit Osteuropa begann für den 
DAAD in der Mitte der sechziger Jahre zu-
nächst mit kleinen Zahlen, entwickelte sich 
aber bald, einem angestauten und bis heute 
keineswegs aufgeholten Nachholbedürfnis 
entsprechend, mit bemerkenswerter Intensität. 
Mit Jugoslawien ist er durch ein Zweijahres-
programm im Rahmen des Kulturabkommens 
geregelt. Das Zweijahresprogramm wurde für 
eine zweite Phase kürzlich in Belgrad unter-
zeichnet. Im praktischen Vollzug der Zusam-
menarbeit wirkt sich das Autonomiestreben 
der einzelnen jugoslawischen Teilrepubliken 
gelegentlich hemmend aus, jedoch kann über 
die wissenschaftlichen Beziehungen zu Jugo-
slawien gesagt werden, daß die vielberufene 
„Normalisierung" hier nahezu erreicht ist.

Seit 1967 diplomatische Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepublik und Rumänien auf-
genommen wurden, nahm die wissenschaftli-
che Zusammenarbeit auch im Rahmen der 
DAAD-Aktivitäten einen erfreulichen Ver-
lauf. Inzwischen sind drei DAAD-Lektoren an 
den größten rumänischen Universitäten in Bu-
karest, Cluj und Jasi tätig. Ein Zweijahrespro-
gramm im Zusammenhang mit dem kürzlich 
unterzeichneten Kulturabkommen wird dem-
nächst in Kraft treten. In Bukarest wird jähr-
lich ein Sommerferienkurs für deutsche Stu-
dierende der rumänischen Sprache veranstal-
tet, zu dem die rumänische Seite Stipendien 
verleiht.
In Ungarn wird der Austausch vom Institut 
für die kulturellen Beziehungen mit dem Aus-
land in Zusammenarbeit mit dem Landessti-
pendienrat geregelt. Der Austausch mit der 
Bundesrepublik hat nach dem mit den USA 
das zweitgrößte Volumen im Vergleich aller 
westlichen Staaten.
Mit der Tschechoslowakei hat der DAAD in 
den sechziger Jahren zwei Austauschpro-

gramme auf der Basis der Gegenseitigkeit ab-
geschlossen, und zwar mit der Tschechoslo-
wakischen Akademie der Wissenschaften 
und der medizinischen J. E. Purkyne-Gesell- 
schaft. Beide Professorenaustauschprogramme 
verlaufen zur vollen Zufriedenheit aller Betei-
ligten. Sehr zurückgegangen ist seit etwa 
1970 die Zahl der tschechoslowakischen Wis-
senschaftler, die zu dreimonatigen Studien-
aufenthalten in die Bundesrepublik kommen. 
Bedauerlicherweise wird seitens der tsche-
choslowakischen Stellen seit ein paar Jahren 
auch die vom DAAD offerierte Stipendien-
quote für Jahresstipendien nicht mehr voll 
ausgenutzt.

Die wissenschaftlichen Kontakte des DAAD 
zu Bulgarien haben in den letzten Jahren, 
nicht zuletzt auch durch den Besuch einiger 
führender Wissenschaftler und Delegationen 
des Landes, einen merklichen Auftrieb erfah-
ren. Hier kann an eine alte Tradition früherer 
enger deutsch-bulgarischer Wissenschaftsbe-
ziehungen angeknüpft werden, die bis heute 
in Bulgarien bemerkbar ist.

Eine sehr erfreuliche Entwicklung nimmt der 
Austausch mit Polen, seit die Polnische Aka-
demie der Wissenschaften und der DAAD im 
Oktober 1970 eine Vereinbarung zur Rege-
lung des wissenschaftlichen Austausches un-
terzeichneten. Dabei wirkt die Akademie zu-
gleich federführend für den Bereich des 
Hochschul- und Gesundheitswesens in Po-
len.

Am Rande sollte ein Problem nicht unerwähnt 
bleiben, das für jeden Besucher aus einem so-
zialistischen Land, ausgenommen Jugoslawien, 
eine nicht zu unterschätzende Belastung 
darstellt: die Nicht-Konvertierbarkeit seiner 
Landeswährung in westliche Devisen. Nur 
einen Minimalbetrag an Deutsche Mark kann 
er zu einem unverhältnismäßig hohen Kurs in 
seiner Heimat eintauschen. Er ist ganz und 
gar darauf angewiesen, daß ihm bei der An-
kunft in der Bundesrepublik die Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, die es ihm mög-
lich machen, seine Lebenshaltungskosten hier 
zu bestreiten. Ausgeglichen wird dies häufig 
durch eine bei uns selten anzutreffende Gast-
freundschaft, mit der der Gast aus der BRD 
bei einem Gegenbesuch empfangen wird.

Es ist noch ein weiter Weg bis zu einer end-
gültigen Normalisierung der Beziehungen zu 
den sozialistischen Ländern, aber wir sind auf 
diesem Weg über die ersten Anfänge bereits 
hinaus.



Doris Schenk

Die wissenschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der UdSSR

Entwicklung, Stand und Perspektiven

Es besteht nicht nur ein Interesse der Wis-
senschaft an internationaler Öffnung und 
Kooperation, beides kann vielmehr als eine 
nirgendwo umstrittene Notwendigkeit gelten: 
Aus der Vielfältigkeit wissenschaftlicher Fra-
genkomplexe, dem notwendigen Umfang von 
Apparaturen, der Bedeutung ökonomischer 
Aspekte und der notwendigen interdisziplinä-
ren Zusammenarbeit ergibt sich eine Koope-
ration, die hinausreicht über Individualität, 
über das einzelne Fach und über Länder.

Neben diesem aus der Sache sich ableitenden 
Prinzip der Kooperation steht das der Quali-
tät: die Antriebskraft durch sachliche Kritik, 
durch geistigen Wettbewerb und die Regene-
ration durch Gedankenaustausch. Diese Prin-
zipien wissenschaftlicher Kooperation gelten 
generell, auch für Länder verschiedener ge-
sellschaftlicher Strukturen.

Nachdem ein zweites Kulturabkommen we-
gen der Berlin-Klausel nicht geschlossen wur-
de, hat es die deutsche Forschungsgemein-
schaft (DFG) vor nunmehr 14 Jahren über-
nommen, die wissenschaftlichen Beziehungen 
zur UdSSR zentral zu koordinieren, für alle 
Hochschulen, für die Max-Planck-Institute 
und die anderen Mitglieder der DFG.

Die Partner der DFG sowjetischerseits sind: 
die Akademie der Wissenschaften der UdSSR, 
die Ministerien für Hochschulwesen, Gesund-
heitswesen, Landwirtschaft und Kultur. Dem 
einen zentralen Partner deutscherseits stehen 
fünf Partner sowjetischerseits gegenüber; aus 
dieser Dezentralisierung der Zuständigkeiten 
in der Sowjetunion ergeben sich nicht unwe-
sentliche organisatorische Schwierigkeiten.

Die formale Basis der wissenschaftlichen Be-
ziehungen zur UdSSR ist das Prinzip der Ge-
genseitigkeit. Daher rührt eine gewisse Starr-
heit, ein Mangel an Flexibilität. Mit der Aka-
demie der Wissenschaften sind Vereinbarun-
gen im Rahmen eines schriftlichen Vertrages 
getroffen (1970); mit den anderen Partnern be-
stehen mündliche Vereinbarungen. Dieser Zu-
stand wird sich mit Abschluß eines Abkom-
mens über Wissenschaftlich-Technische Zu-

sammenarbeit und eines Kulturabkommens 
ändern.
Der Wissenschaftleraustausch zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der UdSSR 
hat sich in den vergangenen Jahren stetig 
weiter entwickelt. Etwa seit dem Jahre 1965 
kann von einer festen Form der Wissen-
schaftsbeziehungen gesprochen werden. Im 
Jahre 1972 wurde der Austausch von Wissen-
schaftlern mit der Sowjetunion auf der 
Grundlage der Absprachen durchgeführt, die 
im Jahre 1971 in Moskau getroffen worden 
waren.
Mit den sowjetischen Partnern war für das 
Jahr 1972 folgender Umfang der Quoten ver-
einbart worden: mit der Akademie der Wis-
senschaften der UdSSR waren für langfristige 
Aufenthalte insgesamt 34 Monate vorgese-
hen, für kurzfristige Reisen standen 24 Wo-
chen zur Verfügung. Der umfangreichste Aus-
tausch war mit dem Hochschulministerium 
vereinbart worden: für Forschungsaufenthalte 
standen insgesamt 150 Monate zur Verfügung, 
die von 20 Wissenschaftlern wahrgenommen 
werden, für kurzfristige Reisen 40 Wochen. 
Mit dem Gesundheitsministerium waren zwölf 
Monate vereinbart, die für langfristige und 
für kurzfristige Aufenthalte zur Verfügung 
standen. Die Absprache mit dem Landwirt-
schaftsministerium der UdSSR sah den Aus-
tausch von zwei Delegationen für eine Dauer 
von insgesamt 120 bis 180 Tagen vor. Die er-
ste Vereinbarung mit dem Kulturministerium 
der UdSSR sah den Austausch je einer Dele-
gation vor.
Außerhalb der vereinbarten Quoten förderte 
die DFG Einladungen sowjetischer Wissen-
schaftler in die Bundesrepublik, sie unter-
stützte Reisen deutscher Wissenschaftler in 
die UdSSR auf Intourist-Basis und Reisen zu 
Kongressen. Die Deutsche Forschungsgemein-
schaft konnte für insgsamt acht Hochschulin-
stitute einen sowjetischen Lektor für russi-
sche Sprache vermitteln.
Seit 1969 können deutsche Wissenschaftler 
nicht nur an den großen Staatsuniversitäten 
in Moskau und Leningrad, sondern grundsätz- 



lieh an allen Universitäten der Republik-
hauptstädte aufgenommen werden. So arbeite-
ten deutsche Wissenschaftler auch in Minsk, 
Rostov am Don und Voronez. Die kontinuier-
liche Entwicklung der wissenschaftlichen Be-
ziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sowjetunion schließt 
auch deren Intensivierung ein.
Die Wissenschaftsbeziehungen zwischen bei-
den Ländern sind seit den siebziger Jahren in 
eine zweite Phase eingetreten, in der nicht 
nur eine Erweiterung des Austausches vorge-
sehen ist, sondern auch eine Intensivierung 
bestehender Kontakte. Deutsche und sowjeti-
sche Wissenschaftler und die Vertreter der 
Wissenschaftsorganisationen beider Länder 
sind sich darin einig, daß die gegenseitigen 
Forschungsaufenthalte effektiver gestaltet 
werden müssen. Die Entwicklung zeigt, daß 

das Ziel dieser Beziehungen, gemeinsame For-
schungsprojekte mit deutschen und sowjeti-
schen Wissenschaftlern durchzuführen, zu er-
reichen ist. So ermöglicht es die mit der Aka-
demie der Wissenschaften der UdSSR ge-
schlossene Vereinbarung, auch außerhalb der 
bestehenden Austauschquoten bilaterale Be-
ziehungen zwischen einzelnen Instituten und 
Institutsgruppen anzuknüpfen, damit gemein-
same Forschungen durchgeführt werden kön-
nen. Die beiden ersten Projekte auf dem 
Gebiet der Physik und der Medizin zwischen 
dem Institut für Experimentelle Medizin in 
Leningrad und dem I. Physiologischen Institut 
in Erlangen sowie zwischen dem Physikali-
schen Institut der Technischen Universität in 
München und dem Institut für Physikalische 
Chemie der Akademie der Wissenschaften 
der UdSSR sind gut angelaufen.

Aus der Fächerverteilung werden einige Un-
gleichgewichtigkeiten deutlich. Für die deut-
schen Wissenschaftler ist die DFG bestrebt, 
alle Fachgebiete in gleicher Weise partizipie-
ren zu lassen; die geisteswissenschaftlichen 
Disziplinen haben jedoch noch den größten 
Anteil. Die sowjetischen Wissenschaftler ver-
treten zu mehr als 90 0/0 naturwissenschaftli-
che und ingenieurwissenschaftliche Diszipli-
nen, besonders aus dem angewandten Be-
reich.

In den letzten Jahren ist eine Tendenz der Er-
weiterung der beschränkten Quoten durch 
eine steigende Anzahl von persönlichen Ein-

ladungen in beiden Richtungen zu beobach-
ten. Symposien, Konferenzen und Kongressen 
kommt besondere Bedeutung zu, da sie, so-
fern sie in der UdSSR stattfinden, einer gro-
ßen Anzahl sowjetischer Wissenschaftler die 
Möglichkeit geben, ihre ausländischen Kolle-
gen zu treffen. Nur einem geringen Teil so-
wjetischer Wissenschaftler ist eine Reise ins 
Ausland möglich.

Der Umfang der Beziehungen zu osteuropä-
ischen Staaten ist noch relativ klein und darf 
nicht verglichen werden mit den wissen-
schaftlichen Beziehungen der Bundesrepublik 
zu westeuropäischen Ländern oder zu Ameri-



ka und Kanada. Die Ursachen sind zum 
Teil Sprachschwierigkeiten, organisatorische 
Probleme, bürokratische Schwerfälligkeit und 
Mangel an Mut zur Entscheidung. Dadurch 
werden Projekte zu Fall gebracht und 
die Vereinbarungen scheinen unglaubhaft. 
Deutschen Wissenschaftlern wird der Mut ge-
nommen, sich auf risikoreiche Unternehmen 
einzulassen.
Die Schwierigkeiten in der Abwicklung des 
Wissenschaftleraustausches werden bei einem 
Vergleich der Forschungsvorhaben deut-
scher und sowjetischer Wissenschaftler deut-
lich: Die deutschen Wissenschaftler suchen 
originelle Ansätze, Ideen und Lösungen von 
wissenschaftlichen Grundproblemen, während 
sich die sowjetischen Wissenschaftler häufig 
auf Bereiche beschränken, die mit der Ent-
wicklung der Technologie Zusammenhängen 
und wirtschaftlichen Nutzen erwarten lassen. 
Im Interesse der Wissenschaftler muß es je-
doch ein vordringliches Bemühen beider Sei-
ten sein, Gegenseitigkeit zu wahren.
Die Sowjetunion hat neben den USA das 
größte wissenschaftliche Potential aufgebaut. 
Für Wissenschaftler dieser Länder und Euro-
pas ist die gegenseitige Information notwen-

dig und natürlich. Daraus ergibt sich für die 
Zukunft eine Erweiterung der bislang be-
scheidenen wissenschaftlichen Beziehungen. 
Tempo und Umfang aber müssen bestimmt sein 
durch eigenes Vermögen und Können. Eine 
Voraussetzung ist die Verbesserung der tech-
nischen Bedingungen und der Zielsetzungen. 
Wichtig ist es außerdem, den Informations-
mangel abzubauen.

Es gilt weiterhin, die Hauptmängel zu beseiti-
gen: Zahlreiche Ablehnungen, willkürliche 
Kürzungen der Aufenthaltsdauer, Ausschluß 
nicht weniger Institute, Einengung der freien 
Beweglichkeit, Verweigerung der Benutzung 
von Archiven. Es müssen die internationalen 
Erfahrungswerte und Maßstäbe für den Nutz-
effekt wissenschaftlicher Arbeit und wissen-
schaftlicher Forschung erreicht werden, denn 
störungsfreie und effektive wissenschaftliche 
Verbindungen mit der Sowjetunion sind für 
viele Wissenschaftler erstrebenswert.

Abschließend muß bemerkt werden, daß eine 
Verbesserung der wissenschaftlichen Bezie-
hungen mit der Sowjetunion wesentliche 
Auswirkungen auf die anderen sozialistischen 
Länder Europas haben würde.



Gerda Zellentin

Intersystemare Kooperation und Frieden in Europa

Hypothesen zum gesamteuropäischen Regionalismus

Die Frage, ob regionale Kooperation und Inte-
gration friedensfördernde Wirkungen haben, 
d. h. ob sie die Konfliktanfälligkeit der betei-
ligten Länder mindern, ist von der Regionalis- 
musforschung bisher nicht eindeutig beant-
wortet worden. Die versuchten Antworten be-
ziehen sich zudem ausschließlich auf system-
homogene Reg 1ionen ). Die besonderen Pro-
bleme der regionalen Kooperation und Ver-
flechtung zwischen divergierenden bzw. anta-
gonistischen Systemen und Akteuren sind 
von der amerikanischen Forschung überhaupt 
nicht und von der europäischen bislang vor-
wiegend unter institutioneilen Gesichtspunk-
ten bzw. bei der Analyse der Formalstruktur 
der intersystemaren Beziehungen behandelt 
worden1). Die funktionalistisch-praxeologi- 
schen Prozeßanalysen und Präskriptionen der 
intersystemaren Beziehungen (ISB) in Euro-
pa3), die in den vergangenen Jahren durch-
geführt wurden, waren stark an den Akteuren 
orientiert; sie erfaßten vornehmlich Vorstel-
lungen, Verhalten, Lernen und Verhandeln 

1) Ein Grund dafür liegt zweifellos in den neo-
isolationistischen Tendenzen der amerikanischen 
Außenpolitik, die in der Forschung reflektiert wer-
den. Nach J. Nye betrachten die Amerikaner die 
regionalen Integrationsbereiche als „Mittelstück 
zwischen ihrer Rolle als Weltpolizist und dem 
Rückzug hinter die Festung Amerika" (J. S. Nye, 
Peace in Parts, Boston 1971, S. 4). Der intersyste-
mare Regionalismus ist in ihren Betrachtungen 
nicht eingeschlossen.
2) Vgl. z. B. J. Galtung (Hrsg.), Co-operation in 
Europe, Oslo 1970, und die Diskussion über ge-
samteuropäische Institutionalisierung in: Bulletin 
of Peace Proposals 3, No. 1.
3) Vgl. G. Zellentin, Intersystemare Beziehungen 
in Europa, Leyden 1970, und in Teilen W. von Bre-
dow, Vom Antagonismus zur Konvergenz?, Frank-
furt 1972.
4) E. B. Haas, The Study of Regional Integration: 
Reflexions on the Joy and Anguish of Pre-Theo- 
rizing, in: International Organization 24, 1970, 
S. 613.

der politischen und wirtschaftlichen Eliten. 
Eine Grunddeterminante der Friedlosigkeit, 
nämlich das Verhältnis zwischen struktureller 
Gewalt innerhalb der Staaten und der regio-
nalen Strukturen zwischen ihnen wurde daher 
nur mangelhaft reflektiert.
Der vorliegende Beitrag ist der Versuch, ei-
nen Satz von Variablen zu entwickeln, mit 
dem sich der Prozeß der intersystemaren re-
gionalen Kooperation analysieren und seine 
Friedensfähigkeit beurteilen läßt. Diese Va-
riablen wurden teilweise den empirisch be-
legten Generalisierungen entlehnt, die aus 
komparativen Regionalstudien hervorgingen. 
Deren analytischen Unzulänglichkeiten sind 
daher auch in diesem Zusammenhang zu be-
achten: E. B. Haas bemängelt, daß „die Theo-
rien beklagenswert unspezifisch und inkonsi-
stent (seien). Weder die abhängige Variable 
noch die unabhängigen Variablen, die zusam-
mengenommen die möglichen Bedingungen 
darstellen, durch die die abhängige Variable 
beschrieben wird, (seien) klar formuliert" 9).

Die Formulierung der abhängigen Variable, 
die als Maßstab für die Beurteilung einer in-
tegrativen Wirkung der intersystemaren

I. Die abhängige Variable

Transaktionen, Perzeptionen, Lernvorgänge 
und Institutionalisierung in Europa dient, ist 
in diesem Zusammenhang besonders proble-
matisch.

Die zumindest temporär angenommene End-
situation der Assoziierung antagonistischer 
Systeme ist erstens nur heuristisch begreif-
bar, da kein Präzedenzgeschehen in der Ge-
schichte empirisch nachzuweisen ist. Zwei-
tens ist zu beachten, daß die intersystemaren 
Beziehungen zum Kreis derjenigen gesell-
schaftlichen Prozesse gehören, „deren Wesen 
keineswegs aufgrund der fertigen Gestalt er-
kannt werden kann und darf, sondern im 
vornhinein auf jener Entwicklungsstufe er-
kannt werden muß, auf der ihr Verständnis 

5

zu 
einem wesentlichen Faktor ihres Verlaufs 
wird" ). Mit anderen Worten: selbst ein vor-

5) R. Richta u, a., Technischer Fortschritt und die 
industrielle Gesellschaft, Frankfurt 1972, S. 58.



läufiges Ziel der intersystemaren Annäherung 
kann in Europa bestenfalls ein bewegliches 
sein, das bei jedem Schritt in seine Richtung 
neu anvisiert und gesteckt wird. Daraus folgt, 
daß die (vor allem von den Kritikern der in-
tersystemaren Kooperation oft geforderte) 
Postulierung idealtypischer bzw. konstitutio-
neller Endzustände der Kooperation und Inte-
gration politisch und wissenschaftlich gleicher-
maßen zum sterilen, d. h. handlungshemmen-
den Rigoris 6mus verkommen müßte ).
Die End- und Etappenziele der intersystema-
ren Kooperation, die von den politischen Ak-
teuren mit „Europäische Frieden

7

sordnung", 
„europäisches Sicherheitssystem" oder auch 
„gesamteuropäische Handlungsunion" ) um-
schrieben werden, sollen, den offiziellen pro-
grammatisch 8en Äußerungen ) zufolge, gradu-
ell und sektoral verwirklicht werden. Der er-
ste Schritt im Bereich der Sicherheit soll zu 
einer multilateralen Abmachung über Fragen 
der europäischen Sicherheit (Gewaltverzicht, 
Kodex des Wohlverhaltens etc.) führen. Dane-
ben ist ein verstärkter Wirtschaftsaustausch 
geplant, vor allem eine erweiterte intersyste-
mare Koproduktion, die die Beschränkungen 
des Ost-West-Handels abbaut und Zahlungs-
erleichterungen (z. B. in Form vergrößerter 
„Swings") dringlich macht. Die entsprechen-
den Abmachungen auf den Gebieten der 
Wirtschaft, Sicherheit und wissenschaftlich-

technischen Zusammenarbeit werden sich, so 
wird vermutet, dergestalt vermehren, daß 
schließlich zur Entlastung der Unterhändler 
ein alle diese Tätigkeiten umfassender Gene-
ralvertrag abgeschlossen wird, in dem für die 
Institutionalisierung der Aufgaben der gesam-
teuropäischen Konferenz bzw. Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Vorkehrungen getroffen sind. Diese Organisa-
tion wird intergouvernementale Beschlüsse 
im Konsensus fassen, an deren Vorbereitung 
die gesamteuropäischen und subregionalen 
Organisationen bzw. neu zu errichtende Kom-
missionen teilnehmen, die ihr zugeordnet 
werden. Autorität und Legitimität verbleiben 
großenteils bei den Nationalstaaten. Auch die 
subregionalen Autoritätsstrukturen bestehen 
weiter; sie werden sich allerdings in funktio-
nalen Sektoren (Wirtschaft, Technik, Wissen-
schaft) intersystemar überlappen.
Die abhängige Variable präsentiert sich folg-
lich als „Sicherheitsgemeinschaft" (K. 
Deutsch) mit „asymmetrischer regionaler 
Überlappung" 6) der organisierten Koopera-
tionsbereiche. Die Europäische Friedensord-
nung ist ein durch die KSZE organisiertes, 
multistabiles System 10) wachsender, intersy-
stemar geregelter Teilbereiche, in dem der 
Wert militärischer und struktureller Gewalt 
bei der Verteilung von Gütern fortlaufend 
herabgesetzt wird.

6) Hierzu Haas, a. a. O., S. 630; Zellentin, a. a. O., 
Kap. 4.
7) Ausführlicher in G. Zellentin, Europäische Frie-
densordnung: Zielvorstellungen, Strategien und 
Handlungspotentiale, in: Jahrbuch für Friedens- 
und Konfliktforschung, Düsseldorf 1972.
8) Vgl. die Kommuniques von NATO und War-
schauer Pakt über die gesamteuropäischen Bezie-
hungen sowie die Vorgespräche der Botschafter in 
Helsinki seit dem 22. Nov. 1972.
9) Haas, a. a. O., S. 634.
10) Analog zur Kybernetik zu formulieren als ein 
System, das sich aus Subsystemen zusammensetzt, 
die sich verändern können (z. B. partiell konver-
gieren), ohne daß das ganze System an Stabilität 
einbüßt.

11) Vgl. Haas, a. a. O., S. 614 ff., und: Wohin geht 
Europa, Berlin (Ost) 1970.

II. Die unabhängigen Variablen

Der oben umrissene Kooperationsbereich 
wird bestimmt durch eine Reihe von unab-
hängigen Variablen, die die Triebkräfte der 
intersystemaren Zusammenarbeit anzeigen. 
Sie wurden formuliert anhand der verifi-
zierten komparativen Thesen über regionale 

Integration, anhand der marxistisch-leninisti-
schen Ideen zur intersystemaren Kooperation 
und aufgrund der seit Ende der sechziger Jah-
re gemachten praktischen Erfahrungen mit 
der Interaktion zwischen Ost und West n).
1. Die großräumige Rationalisierung der 
wirtschaftlichen und sozialen Tätigkeiten in 
Europa zur vollen Entfaltung der industriell- 
technischen und wissenschaftlich-technischen 
Zivilisation wird von wissenschaftlichen Be-
obachtern und politisch Beteiligten als die sä-
kulare Triebkraft internationaler Kooperation 
schlechthin postuliert. Diese Internationalisie-
rung erfaßt Sozialismus und Kapitalismus 
gleichermaßen und schafft Ansätze für eine 
gemeinsame Bewirtschaftung und Administra-
tion ökonomischer oder gesellschaftlicher



Teilbereiche12). Voraussetzung dafür ist al-
lerdings, daß die monomane Maximierung 
von Sicherheit in beiden Systemen abgelöst 
wird von dem Streben nach Wohlfahrtsmaxi-
mierung. Erst wenn die ökonomische Rationa-
lität (der Bedürfnisbefriedigung) auch das au-
ßenpolitische Verhalten mitbestimmt, kann 
die industriegesellschaftliche Modernisierung 
sich voll entfalten.

12) Vgl. M. W. Senin, Sozialistische Integration, 
Berlin (Ost) 1972, S. 36.
13) Haas, a. a. O., S. 614.
14) Haas, a. a. O., S. 627.

15) F. Vilmar, Kommutation — Friedenspolitische 
und friedenspädagogische Bedeutung produktiver 
Lernprozesse zwischen Ost und West, in: Jahrbuch 
für Friedens- und Konfliktforschung, a. a. O., 
S. 103 ff.
16) A. a. O„ S. 11.
17) A. Etzioni, The Active Society, London 1968, 
S. 269.

2. Eng verbunden mit der Internationalisie-
rung des wirtschaftlich-technischen Lebens 
sind die wachsenden Transaktionen. Die Ver-
mehrung des wirtschaftlichen, technologi-
schen und kulturellen Austausches zwischen 
Ost und West hat einen unmittelbaren Ein-
fluß auf die Erwartungen und somit auf das 
Verhalten der Akteure. Wächst das Volumen 
der Transaktionen im Vergleich zu dritten 
Ländern beschleunigt an, dann wird die Per-
zeption der Interdependenz bei den Mitglie-
dern einer regionalen Gruppierung ge-
stärkt ). Haas behauptet, die Transaktionen 
sagten über die Qualität der zustande kom-
menden Bindungen nichts aus. „Ob sie .. .

14

 auf 
Vertrauen oder Gier gegründet sind, bleibt 
eine offene Frage." )

13

Immerhin entstehen mit erhöhter Transak-
tionsfrequenz dauerhafte Interessen an einer 
reibungslosen Fortführung bzw. Optimierung 
der Geschäfte, die die Akteure des neuen Sy-
stems institutionell abzusichern trachten, da-
mit sie auch künftig auf positive Ergebnisse 
vertrauen können. Außerdem werden zwi-
schen Zentralverwaltungswirtschaften und 
Marktordnungen eine Vielzahl von zwischen-
staatlichen Abmachungen und Institutionen 
geschaffen, die die systemischen Unterschie-
de partiell ausgleichen. Die Basis dieser Be-
mühungen wird eher durch Kontrolle und 
Vertrauen (als Entlastungsmechanismen) als 
durch Gier oder andere konflikttreibende 
Faktoren gebildet. Da alle Transaktionen zwi-
schen Ost und West politisch-administrativ 
sanktioniert werden, sind sie enorm wichtige 
Indikatoren für die Kooperationsbereitschaft 
der wirtschaftlichen und politischen Eliten. 
Mit jeder vermehrten Transaktion entstehen 
neue standardisierte Prozeduren zur Koordi-
nation und Konfliktlösung, Garantien der In-
vestitionen, durch die Regierungen einbezo-
gen werden, und gegebenenfalls intersyste-
mare Organisationen, die das neue Verhalten 
festlegen.

Die vergleichbaren Transaktionen in system-
homogenen Integrationsbereichen sind viel 
weniger politisch relevant, da sie von den in-
teressierten Produzenten(-gruppen) und Ver-
bänden auch ohne staatliche Intervention her-
gestellt werden. Intersystemare Transaktio-
nen zeigen mithin einen eingebauten „spi

15
ll- 

over-effect" (Haas), der eine Kommutation )  
in den sozialökonomischen und den admini-
strativ-politischen Sektoren der antagonisti-
schen Gesellschaften bewirkt.
Die Bedeutung der Struktur der Transaktio-
nen für ihre Konflikt- oder Friedensfähigkeit 
ist umstritten. Galtung postuliert die Symme-
trie der Austauschverhältnisse als friedensför, 
dernd16 ). Dagegen kommt eine Reihe von 
Forschern aufgrund historischer Analogien zu 
der These, daß gerade die wirtschaftlich-tech-
nologische Ungleichheit zwischen Staaten 
stark zur Kooperation und Hilfeleistung moti-
viert, weil der Nutzen an unterschiedlichen 
Werten — z. B. Prestige und Einfluß für die 
reicheren, zusätzliche Güter für die ärmeren 
Länder — von allen Beteiligten positiv perzi- 
piert und die Belastung (wegen der unter-
schiedlichen Fähigkeiten und Potentiale) als 
tragbar erachtet wird. Besondere Bedeutung 
in der Region gewinnen Länder und Gebiete, 
deren Versorgung mit öffentlichen Gütern 
(ausgebauter Infrastruktur, Technologie, 
Know-how, Administration, Sicherheit, Wohl-
fahrt, etc.) besser ist als die der Umwelt, 
nämlich die sogenannten Kernbereiche (core- 
areas) der Transaktionen. In ihnen zeigt sich 
das Entwicklungsgefälle der Kooperierenden. 
Die damit verbundene „Ungleichheit ver-
mag die Integration in einigen wirtschaft-
lichen und militärischen Aufgabenbereichen 
zu beschleunigen, wenn der Kernbereich be-
sondere Vorteile (pay offs) anzubieten hat 
(vgl. die Bundesrepublik im Verhältnis zur 
EWG). Die Ungleichheit behindert die Inte-
gration allerdings dann, wenn derartige Ver-
günstigungen ausfallen." 17)  (Vgl. hierzu das 
Verhältnis der Sowjetunion zum RGW.)
Voraussetzung für die integrationsfördernde 
Wirkung des Kernbereichs sind finanzkräfti-
ge, kreditwillige Gruppen, die bereit sind, ma-
terielle „Vorleistungen", d. h. „einen unver-



hältnismäßig hohen Anteil der Kosten bei der 
Bereitstellung öffentlicher Güter zu überneh-
men. Werden die Gesamtkosten auf eine zah-
lenmäßig große Bevölkerung verteilt, dann 
können die marginalen Kosten, die jedem ein-
zelnen bei der Beschaffung eines ansehnli-
chen Anteils an öffentlichen Gütern entste-
hen, so gering erscheinen, daß sich der Auf-
wand (der 18Vorleistung) lohnt" ).
Im gesamteuropäischen System treffen zwei 
Kernbereiche aufeinander: die Sowjetunion 
mit hauptsächlich negativen Sanktionen (Re-
pressionen) und die Europäische Gemein-
schaft mit positiven Sanktionen (materiellen 
Vorteilen). „Während der Austausch v
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on 
Vorteilen zur Stabilität und kontinuierlichen 
Interaktion tendiert, führt der Austausch von 
Repressionen (und Bedrohungen) eher zur 
Instabilität und schließlich zum Abbruch der 
Interaktion." )
Da die Anwendung negativer Sanktionen im 
gesamteuropäischen System ausgeschlossen 
wird, bleiben als strukturierende Faktoren nur 
die materiellen Vorteile; sie sind ein Gestal- 
tungs-(Führungs-)instrument in den Händen 
derjenigen, die sie in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stellen und Verwalten kön-
nen.
3. Kooperationsinitiierende und -fördernde 
Interessen und Perzeptionen. Die Initiierung 
von Kooperation und Integration bzw. von in-
tersystemarer Verflechtung verlangt zusätz-
liche Energien (Potentiale), die in bestimmter 
— nämlich wachstumsfördernder — Weise 
geschaffen und umverteilt werden müssen. 
Hier stellt sich die Frage, welche Akteure aus 
welchen Interessen diesen Energiestoß abge-
ben. Nach dem bereits zitierten Kostenkalkül 
von Russett und Sullivan kommen nur solche 
sozialen Gruppen in Frage, die bei der Bereit-
stellung neuer kollektiver Güter wie Wohl-
fahrt und Sicherheit für Gesamteuropa privat 
und als Gruppe langfristig so viele Vorteile 
erwarten, daß sie zusätzliche Ressourcen zum 
Start der Kooperation zur Verfügung stellen. 
Diese „Vorleistung" wird den Eliten in hoch-
entwickelten, reichen Volkswirtschaften leich-
ter fallen als in minder entwickelten. Das 
gleiche trifft auf die Mehrzahl der Steuerzah-
ler zu; insgesamt jedoch ist das Motivations-

potential der Bevölkerung sehr viel geringer 
als das der Unternehmer, die private Gewinne 
oder Vorteile erhoffen, bzw. als das der poli-
tischen Eliten, die sich durch verbesserte Be-
dürfnisbefriedigung im Lande eine Chance 
der wirksameren Systemsteuerung und -Stabi-
lisierung (einschließlich seiner partiellen Än-
derung) versprechen.
Die Integrations- oder Kooperationsinteressen 
der Bevölkerung sind u. a. deshalb schwach, 
weil nicht alle Erwerbsgruppen automatisch 
von der Annäherung profitieren, sondern eini-
ge durchaus Einbußen an ihrem Güterstand 
erleiden müssen18). Diese Entwicklung ist al-
lerdings bei der Initiierung der intersystema-
ren Kooperation weniger zu befürchten als 
bei den regionalen Integrationsprogrammen. 
Aus den bisher verfolgten Strategien leitet 
Nye die These ab, es käme nicht so sehr auf 
eine Balance der Nutzenvorteile der Koope-
rierenden an, die in absoluten Zahlen über 
Ressourcen und deren Zuwachsraten zu mes-
sen sei, und die von Galtung zur Vorausset-
zung friedensfördernder Kooperation erhoben 
wird21), sondern vielmehr auf die Perzeption 
der annähernd gleichmäßigen Verteilung der 
Vorteile in einigen (nicht simultan in allen) 
Kooperationsbereichen 2). In dieser These ist 
die Möglichkeit eingeschlossen, daß die koo-
perationswilligen und -interessierten Kräfte 
die ihnen genehmen Informationen über die 
Nutzenverteilung so vermitteln (Propaganda, 
Subventionen, etc.), daß eine entsprechende 
Perzeption bei den betroffenen Massen zu-
stande kommt.

18) B. M. Russett und J. D. Sullivan, Collective 
Goods and International Organizations, in: Inter-
national Organization 25, 1971, S. 860.
19) G. C, Homans, Social Behavior, London 1961, 
zit. in: D. A. Baldwin, The Power of Positive 
Sanctions, in: World Politics 24, 1971, S. 35.

20) Haas, a. a. O., S. 861.
21) A. a. O.
22) Nye, a. a. O., S. 83.
23) Haas, a. a. O., S. 628.

Die Kompatibilität der Interessen (Werthal-
tungen) der kooperationsfördernden Eliten 
und ihre strukturelle Kongruenz werden als 
weitere Bedingungen für regionale Assozia-
tion genannt 23).
Teilt man die Akteure in Ost und West nach 
ihren gesellschaftlichen und politischen Funk-
tionen ein, dann ergeben sich „funktionale 
Äquivalente" zwischen Unternehmensleitun-
gen, Verbänden und staatlichen Funktionä-
ren, die in beiden Systemen den Austausch 
mit ihren Konterparts zum Zwecke der opti-
malen Ausnutzung der großräumigen Produk-
tion bei vergrößerter Effizienz und Produkti-
vität betreiben. Ihr gemeinsames Ziel ist die 
Vergrößerung des Produktionsvolumens, Er-
höhung des Lebensstandards (Massenkon-



sum), aber auch die Anhebung des wissen-
schaftlich-technischen Niveaus der Produk-
tion etc. Von einer Humanisierung der beste-
henden Industriegesellschaften durch intersy-
stemare Beziehungen ist keine Rede. Ange-
sichts der verfolgten ökonomischen Ziele ist 
es durchaus möglich, daß die Chancen der so-
zialen und individuellen Emanzipation durch 
diese Zusammenarbeit eher verstellt als ge-
fördert werden. Es ist nämlich fraglich, ob 
durch die Ausweitung des Verbrauchs, die 
Freigabe von Zeit zur Verfügung der Men-
schen, die Verbesserung der Bildung etc. sol-
che Impulse zur Teilhabe an den lenkbaren 
Prozessen der ökonomischen, gesellschaftli-
chen und politischen Formen freigesetzt wer-
den, die fortlaufend Motive zur Entfaltung 
des Menschen und zur Humanisierung der 
Herrschaft produzieren helfen24 ). Vorausset-
zungen dafür wären außerdem demokratische 
Regelungs- und Partizipationsorgane, die den 
politischen und wirtschaftenden Eliten in Ost 
und West die jetzige Position bzw. Bastion 
ihrer Herrschaft streitig machen würden.

24) S. Flechtheims Vorwort zu Richta, a. a. O.

25) R Inglehart, Public Opinion and Regional In-
tegration, in: International Organization 24, S. 764.
26) G. Zellentin, Europa 1985. Gesellschaftliche und 
politische Entwicklungen in Gesamteuropa, Bonn 
19732.

Unterstellt man, daß die kooperationsinitiie-
renden Kräfte auch diejenigen sind, die das 
neue gesamteuropäische Kooperationssystem 
erhalten, dann läßt sich unschwer vorstellen, 
daß der intersystemar erwirtschaftete Mehr-
wert zwar unter den Arbeitern großzügig ver-
teilt wird, den Belegschaften selbst eine Mit-
bestimmung an diesen Entscheidungen der 
Umverteilung aber nicht eingeräumt wird. 
Die international aufeinander abgestimmten 
wirtschaftspolitischen Steuerungsmechanis-
men stellen in den Händen der integrations-
willigen Eliten ein mächtiges Instrument zur 
Erhaltung und Stabilisierung bestehender 
Verteilungssysteme dar; es bedürfte daher 
der allerstärksten Solidarität der organisier-
ten Arbeiterschaft und einer schlagkräftigen 
Organisation, damit die Vorteile aus der mul-
tinationalen Streuung der Produktionsstätten 
im intersystemaren Bereich mehr dem Nutzen 
der Produzierenden zugute kämen. Im Augen-
blick gewinnt man allerdings den Eindruck, 
daß der zur Herstellung von Solidarität not-
wendige Aufwand an Zeit, Energien und Stim-
men von diesen offenbar höher veranschlagt 
wird als der aus solidarischen Aktionen oder 
langfristig aus der Mitbestimmung mögliche 
Zugewinn an Wohlfahrt und Freiheit.
4. Meinungen der Bevölkerung zur intersy-
stemaren Kooperation. Aus dem westeuropäi-
schen Integrationsbereich ist bekannt, daß 

junge Leute der Internationalisierung eher zu-
stimmen als ältere, und daß die besser ausge-
bildeten, die zudem mit ihrem Lebensstandard 
zufrieden sind, zu hohen Prozentsätzen eben-
falls pro-integrativ eingestellt sind25 ). Ähn-
lich spezifizierte Umfragen fehlen in den 
osteuropäischen Ländern. Immerhin gestatten 
die Befragungen, die westeuropäische Mei-
nungsforschungsinstitute unter Reisenden aus 
osteuropäischen Ländern (Touristen und Ge-
schäftsleuten) durchführen26 ), eine gewisse 
Orientierung: ca. 80% der befragten Osteuro-
päer sprachen sich für eine Annäherung ihrer 
Länder an die Europäische Gemeinschaft bzw. 
für eine gesamteuropäische Ordnung aus.
Von diesen Einstellungen darf nicht auf eine 
Bereitschaft bei der europäischen Bevölke-
rung, materielle Belastungen zugunsten der 
Kooperation auf sich zu nehmen, kurzge-
schlossen werden. Abgesehen von dem fragli-
chen Wert demoskopischer Umfragen zur Er-
kundung von Bedürfnissen, dokumentieren 
sie aber jene überwiegend positive Anteil-
nahme an der intersystemaren Kooperation in 
Europa, die es den agierenden Eliten über-
haupt erst erlaubt, Transaktionen in größe-
rem Umfang einzuleiten.
5. Die Institutionalisierung der Transaktio-
nen, Erwartungen, Interessen, d. h. ihre fort-
laufende gemeinsame Regulierung ist eine 
Voraussetzung für die Interdependenz der in-
tersystemaren Akteure.
Dieser These wird in der neueren Literatur 
auch widersprochen. Es wird darauf hinge-
wiesen, daß durch die Proximität der Antago-
nisten in multilateralen Institutionen die tie-
fen Widersprüche zwischen ihnen aufbre- 
chen und folglich die konflikttreibenden Kräf-
te mehr betont würden als die ausgleichen-
den. Zweifellos eliminieren die Institutionen 
die Konflikte nicht, aber sie verändern ihre 
Wirkungen. Diese lassen sich in den folgen-
den Punkten zusammenfassen:
— Die wichtigste Funktion gesamteuropä-
ischer Institutionen besteht darin, widersprüch-
liche Wertsysteme, die die Kumulierung der 
Konflikte fördern, durch die Regelung von 
Knappheitsproblemen zu unterlaufen. (Die in-
tersystemare Zusammenarbeit dient der Pro-
duktion und dem Austausch knapper Güter 
wie Sicherheit, Wohlfahrt und Freizügigkeit.) 



— Die Rangangleichung unterschiedlich 
mächtiger Staaten ist ein weiterer konfliktmin-
dernder Faktor. Sie wird bewirkt durch das 
Prinzip „ein Land eine Stimme", d. h. die de 
jure Gleichberechtigung aller Mitglieder der 
Institutionen; sie verhindert, daß die wirt-
schaftliche Ungleichheit politisch auf Kosten 
der Schwächeren ausgenutzt werden kann.
— Die intersystemaren Institutionen dienen 
als Appellationsinstanzen, in denen hegemo-
niale Pressionen der Einsicht der Öffentlich-
keit preisgegeben und die reziproken Ver-
dächtigungen der Konterrevolution und Sub-
version untersucht werden können.
— Für die prestige-orientierten ideologischen 
und nationalistischen Kräfte in Europa ergibt 
sich hier die Gelegenheit, durch eine Kom-
pensation von Abstimmungssiegen und -nie-
derlagen den diplomatischen „Gesichtsver-
lust" zu vermeiden.
— Schließlich ist die Problemlösung der Ex-
perten in permanenten intersystemaren Orga-
nen ein Mittel, um mögliche diplomatische 
deadlocks zu überwinden. Die antagonisti-
schen Eliten begeben sich in diese Institutio-
nen, weil sie annehmen, daß sich die dort in 
Gang gesetzte Entwicklung im Sinne ihres ei-
genen Systems lenken ließe.
In diesem Zusammenhang stellt sich die Fra-
ge nach den Grenzen der intersystemaren 
Kooperation. Die zu beobachtende Expansion 
der Kooperations- und Koproduktionsvorha-
ben zwischen Ost- und Westeuropa wird dazu 
führen, daß eine wachsende Anzahl sozialöko-
nomischer Bereiche systemneutral reguliert 
wird. Grenzpunkte der Kooperation können 
an verschiedenen Stellen gesetzt sein:
a) dort, wo die begründete Vermutung besteht, 
daß durch stetige Vermehrung der Koopera-
tionspläne die Grundstrukturen der beteilig-
ten Systeme (Eigentums-, Parteienordnung etc.) 
angetastet würden, b) Eine weitere Begren-
zung ergibt sich aus der Art der Bereiche, in 
denen kooperiert wird. Es läßt sich beobach-
ten, daß technische, politisch unkontroverse 
Probleme der Kommunikation, des Transpor-
tes, der öffentlichen Gesundheit etc. die Ten-
denz zeigen, sich in internationalen Organisa-
tionen „abzukapseln". Unter Abkapselung 
versteht man einen Prozeß, in dem die Koope-
ration in den genannten Sektoren erfolgreich 
institutionalisiert wird, ohne jedoch die Ak-
teure zu neuen Forderungen anzureizen oder 
die Umwelt mit ihrer Arbeit anzustecken27). 

27) Haas, a. a. O., S. 615.

c) Eingebaute Grenzen oder zumindest Brem-
sen der Kooperation sehen auch die Vertreter 
der These der „antagonistischen Koopera-
tion" 28 ). Sie ist so beschaffen, daß die zuneh-
mende Frequenz und Intensität der Transak-
tionen nicht zur Konfliktregelung und -minde- 
rung führt, sondern zur Verschärfung der sy- 
stemaren Widersprüche dergestalt, daß es zu 
immer stärkerer Abgrenzung und mithin zum 
Konflikt kommt. Geht man von den nachweis-
baren Fällen der Abgrenzung aus, dann stellt 
sich indessen die Frage, ob sie nicht als 
innenpolitisches Sedativum eine besonders 
enge Kooperation mit dem Systemgegner be-
gleitet, statt darauf abzuzielen, die Koopera-
tionsbereiche zu verkleinern. Mit den oben 
angeführten Variablen des Prozesses der in-
tersystemaren Kooperation ist diese letztliche 
Regression zur Gewalt zwischen den Syste-
men nicht zu vereinbaren. Die fortlaufende 
Regulierung der Transaktionen stärkt die Be-
lastbarkeit des gesamteuropäischen Systems 
und pari passu die Flexibilität der Systeme 
mit der Folge, daß bewaffnete Auseinander-
setzungen immer seltener als funktional ange-
sehen werden.

Offen bleibt allerdings die Frage, ob die 
„strukturelle Gewalt" innerhalb der Systeme 
durch intersystemare Kooperation eher abge-
baut oder verstärkt wird. Von den Erwar-
tungshorizonten beider Eliten in Ost und 
West ließe sich ablesen, daß die vorherr-
schende Form der industriellen Arbeit samt 
den sie erhaltenen Herrschaftssystemen durch 
die intersystemare Kooperation wechselseitig 
garantiert werden sollen, und daß damit die 
weitere Reproduktion sich abhängig von den 
Interessen der politischen und wirtschaftli-
chen Eliten, nicht geleitet von den Bedürfnis-
sen der direkten Produzenten vollzieht. Wäh-
rend die Beziehungen zwischen den Systemen 
daran ausgerichtet sind, negative Sanktionen 
offiziell zu pönalisieren und gegen positive 
auszutauschen, wird gerade innerhalb der La-
ger — nun durch die Garantie des System-
kontrahenten verstärkt — das Gewaltmonopol 
des Staates und, wenngleich wesentlich rela-
tiviert, auch des Blockhegemon weiterhin ge-
sichert. Aus der daraus entstehenden 
„staatsmonopolkapitalistischen" Copinage 
zwischen den Eliten beider Systeme könnte 
sich z. B. im Nord-Süd-Gegensatz ganz unauf-
fällig eine neue Spielart des Imperialismus 
etablieren.

28) Vgl. den Aufsatz von L. Brock in dieser Beilage.



Die strukturelle Gewalt in den europäischen 
Staaten könnte folglich durch diese Form der 
Kooperation forciert werden. Hier bleibt nur 
die Hoffnung, daß die verbesserte „Lebens-
qualität“ (Bildung, Freizeit) jene kritischen 
Kräfte freisetzt, die begreifen, daß die intersy-
stemaren Beziehungen in Europa dazu dienen 
könnten, die durch Herrschaftsbastionen ver-

stellte Emanzipation der Menschen in Gang 
zu setzen. Bis dieser Zustand erreicht ist, bie-
ten die intersystemaren Beziehungen die 
Chance der großräumigen Produktion und 
des Austauschs von Gütern, Ideen und Soli-
darität, die nötig sind, um den friedlichen 
Wandel in Europa schrittweise zu verwirkli-
chen.



Lothar Brock

Zur Aufgabenstellung einer gesamteuropäischen Kooperations-Politik

Die gegenwärtigen Ansätze eines Wandels in 
den politischen und wirtschaftlichen Bezie-
hungen zwischen kapitalistischen und sozia-
listischen Staaten haben dem interessierten 
Zeitgenossen ein weites Feld der Spekulation 
über die Zukunft Europas erschlossen. Wäh-
rend die einen fast euphorisch in der gesamt-
europäischen Kooperation bereits den Kern 
einer neuen Friedensordnung sehen, verwei-
sen die anderen mit demonstrativer Abge-
klärtheit darauf, daß die Veränderungen im 
Ost-West-Verhältnis — soweit sie dessen 
ökonomische Basis beträfen — viel zu gering 
seien, als daß sie aus sich heraus zu einer 
Neubestimmung der Interessenlagen der be-
teiligten Staaten führen könnten. Während 
die einen im Übergang von der Konfrontation 
zur begrenzten Kooperation eine Chance für 
einen konstruktiven Wettbewerb der Systeme 
sehen, ist den anderen die Kooperation als 
Vorform eines neuen Herrschaftskartells der 
etablierten Bürokratien in Ost und West su-
spekt.

Diese Unterschiede in der Einschätzung der 
gegenwärtigen Lage und ihrer zukünftigen 
Entwicklung können nicht einfach als das 
Produkt der Vielfalt subjektiver Meinungen 
abgetan werden. Sie sind vielmehr Ausdruck 
der im Verhältnis von Staaten mit unter-
schiedlicher Gesellschaftsordnung besonders 
deutlich hervortretenden Ambivalenz interna-
tionaler Zusammenarbeit als Mittel zur Lö-
sung universaler Mangelprobleme und zur 
Verwirklichung partikularer Interessen. Was 
besagt diese Ambivalenz für die Gestaltung 
einer inter-systemaren Kooperation in Europa 
auf wirtschaftlichem, wissenschaftlich-techni-
schem und kulturellem Gebiet?

Versuchen wir zunächst, die Zweideutigkeit 
des Begriffs internationale Zusammenarbeit 
für dessen Präzisierung nutzbar zu machen, 
so können wir meines Erachtens zwischen 
drei „Idealtypen" der Zusammenarbeit unter-
scheiden1) :

2) Vgl. Johan Galtung, A Theory of Peaceful Co-
operation, in: ders. (Hrsg.), Co-operation in
Europe, Oslo 1970.
3) In der frühen amerikanischen Konfliktsoziologie 
bezeichnete „antagonistische Kooperation" ein Ver- 
halten, bei dem zwei Parteien die zwischen ihnen 
bestehenden Konflikte zurückstellen, um gemein-
sam gegenüber einer dritten Partei vorzugehen. 
W. G. Sumner, Folkways, Boston 1906, S. 18. Zur 
Rezeption vgl. L. Coser, Theorie sozialer Kon-
flikte, Neuwied und Berlin 1965, S. 167 f. Vgl. fer-
ner W. v. Bredow, Vom Antagonismus zur Konver-
genz? Studien zum Ost-West-Problem, Frankfurt 
1972.

1) Zur weiteren Ausführung und Erläuterung die-
ser Unterscheidung siehe den Aufsatz des Verfas-
sers: Problemlösung und Interessenpolitik. Frie-
denspolitische Funktionen einer gesamteuropä-
ischen Zusammenarbeit, in: Jahrbuch für Friedens- 
und Konfliktforschung, Bd. III, Düsseldorf 1973 (im 
Erscheinen).

1. Solidarische Kooperation, die sich überwie-
gend als kollektive Problemlösung vollzieht, 
das soll hier heißen: die darauf ausgerichtet 
ist, den Widerspruch zwischen möglicher und 
wirklicher Bedürfnisbefriedigung im Verhält-
nis der kooperierenden Einheiten zueinander 
und damit zugleich die Konkurrenz um knap-
pe Güter zwischen ihnen aufzuheben. Ihre 
Funktion ist die Herstellung von Gerechtig-
keit.
2. Friedliche Kooperation ), die sich als be-
grenzte kollektive Problemlösung im Rahmen 
systemspezifischer Interessenpolitik vollzieht, 
wobei die an den jeweiligen Erfolgskriterien 
gemessene „Belohnung" der Kooperation da-
hin wirkt, Drohung und Zwang als Mittel zur 
Durchsetzung spezifischer Interessen zu redu-
zieren. Ihre Funktion ist die wechselseitige 
Nutzenmaximierung.
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3. Antagonistische Kooperation ), die mit 
einseitigen Vorteilen verbunden ist, einseitige 
Abhängigkeiten schafft, aufgrund ungleicher 
Verhandlungspositionen selbst zum Druckmit-
tel wird (Ausnutzung von Zwangslagen bei 
der Verhandlung über Kooperationsbedingun-
gen) und im Endeffekt dazu beiträgt, den der 
kollektiven Problemlösung zugänglichen Be-
reich durch die Verschärfung der Interessen-
widersprüche zwischen den Trägern der Ko-
operation zu verkleinern und sich damit selbst 
die Basis zu entziehen. Ihre Funktion ist die 
Herstellung oder Perpetuierung von Zwangs-
verhältnissen (zu denen auch die latente 
wechselseitige Bedrohung mit militärischen 
Mitteln gehört).

3

Mit Blick auf diese zugegebenermaßen sehr 
grobe Unterscheidung wird man zunächst 
feststellen müssen, daß es gegenwärtig kei-
nen Anlaß gibt, die kollektive Problemlösung 
sozusagen als „Hauptseite" der gesamteuro-



päischen Kooperation zu betrachten. Die in- 
ter-systemare Kooperation in Europa ist nicht 
auf die Aufhebung, sondern auf die Modifizie-
rung der Konkurrenz zwischen sozialistischen 
und kapitalistischen Staaten gerichtet und 
dient letztlich der Aggregation einander wi-
dersprechender Interessen: der Aufrechterhal-
tung und Weiterentwicklung des sozialisti-
schen Systems auf der einen Seite, der Auf-
rechterhaltung und Weiterentwicklung des 
kapitalistischen Systems auf der anderen Sei-
te. Sie kann allein schon hinsichtlich dieses 
fundamentalen Interessenwiderspruchs nicht 
als solidarische Kooperation verstanden wer-
den.

Zwar gibt es Bereiche der Zusammenarbeit 
auch zwischen Staaten mit unterschiedlicher 
Gesellschaftsordnung, die für sich genommen 
nicht jene spezifischen Interessenkonflikte 
berühren, die sich aus der Unterschiedlichkeit 
der Systeme ergeben. Zu denken wäre hier 
vor allem an den Bereich der medizinischen 
Forschung, der Gesundheitspflege, des Um-
weltschutzes. Bezogen auf die Totalität der 
Beziehungen zwischen den auf diesen Gebie-
ten kooperierenden Staaten wäre es jedoch 
irreführend, hier von solidarischer Koopera-
tion zu sprechen. Das liefe — um einen über-
spitzten Vergleich zu ziehen — auf dasselbe 
hinaus, als wenn man aus der Einhaltung be-
stimmter Vorschriften über die Behandlung 
von Kriegsgefangenen auf die Solidarität der 
kriegführenden Parteien schließen wollte.

Daraus folgt, daß bei der Erörterung der Auf-
gabenstellung gesamteuropäischer Koopera-
tion im gegenwärtigen Stadium der Entwick-
lung das Erkenntnisinteresse nicht darauf zu 
richten ist, was man tun muß, um die spezifi-
schen Interessen der sozialistischen und kapi-
talistischen Staaten auf den gemeinsamen 
Nenner der Existenzsicherung von entwickel-
ten Industriestaaten zu bringen, sondern dar-
auf, wie im Rahmen der durch die unterschied-
lichen Gesellschaftsordnungen vermittelten 
Interessengegensätze Problemlösungsprozesse 
in Gang gebracht werden können, die langfri-
stig zu einer Entmilitarisierung der System-
konkurrenz im Sinne friedlicher Kooperation 
beitragen können.
Die funktionalistische oder neo-funktionalisti-
sche Schule macht das Problem der Entmilita-
risierung der Systemkonkurrenz in erster Li-
nie am Problem der Interdependenz fest: je 
größer das Ausmaß der materiellen Verflech-
tung, desto mehr gerät der Gebrauch von mi-
litärischer Gewalt oder politischer Erpressung 

in Widerspruch zu den Existenzinteressen al-
ler Beteiligten. Galtung hat diese These be-
kanntlich dahingehend modifiziert, daß die 
friedensstiftende Wirkung der Interdependenz 
von der Symmetrie der inputs und Outputs 
der Kooperation abhänge und davon, daß die 
betroffenen Staaten in gleicher Weise auf die 
Kooperation angewiesen sein müßten 4). 
Demgegenüber weist Gerda Zellentin unter 
Bezug auf Etzioni zu recht darauf hin, daß 
Asymmetrien in der Ausgangslage von Ko-
operationsverhältnissen politisch kompensier-
bar seien5). Aber diese Feststellung enthebt 
uns nicht der Frage, ob eine Folge wirtschaft-
licher Verflechtungsprozesse nicht auch darin 
bestehen könnte, daß entgegen der Annahme 
der funktionalistischen Schule die militäri-
sche Rüstung als Mittel der Rückversicherung 
gegen eine politische Ausnutzung der neuen 
Abhängigkeiten von der jeweils anderen Sei-
te an Bedeutung gewinnt.

4) Galtung, a. a. O., und ders., Europa — bipolar, 
bizentrisch oder kooperativ?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 41 vom 7. Oktober 1972 (Origi-
nalfassung in Journal of Peace Research 1972/Nr. 1).
5) Gerda Zellentin, Europäische Friedensordnung, 
in: Jahrbuch für Friedens- und Konfliktforschung, 
Bd. II, Düsseldorf 1972, S. 72 ff., auf S. 77.

Die Fortsetzung des Wettrüstens in der ge-
genwärtigen Phase der Entspannung zeigt 
meines Erachtens, daß die Intensivierung 
wirtschaftlicher Austauschprozesse von sich 
aus keinesfalls zu einer Reduktion der Mittel 
kollektiver Gewaltpolitik oder gar zur Revi-
sion dieser Politik selbst führt. Das bedeutet 
nicht, daß eine friedliche Kooperation im Ver-
hältnis von Staaten mit unterschiedlicher Ge-
sellschaftsordnung unmöglich sei. Es bedeutet 
vielmehr, daß friedliche Kooperation als eine 
politische Aufgabe verstanden werden muß, 
die sich nicht durch die bloße Kumulation ge-
meinsamer Problemlösungsaktivitäten in Teil-
bereichen der einzelgesellschaftlichen Ent-
wicklung von selbst erledigt. Soll eine ge-
samteuropäische Kooperation auf wirtschaftli-
chem, wissenschaftlichem und kulturellem 
Gebiet sich als friedliche entfalten und nicht 
zur Perpetuierung der Drohpolitik oder doch 
zumindest zu ihrer Legitimation beitragen, so 
bedarf sie der bewußten und planvollen poli-
tischen Steuerung — einer Steuerung, die u.a. 
die folgenden Problembereiche einbeziehen 
müßte:

1. Die Bestimmung der generellen Prioritä-
ten einer gesamteuropäischen Kooperation: 
Man würde gegenwärtig das Zustandekommen 



von Kooperationsvereinbarungen auf wirt-
schaftlichem, wissenschaftlich-technischem 
und kulturellem Gebiet zweifellos verhin-
dern, wollte man solche Vereinbarungen 
von der vorherigen multilateralen oder auch 
nur bilateralen Einigung über eine gemeinsa-
me gesamtwirtschaftliche Zielsetzung der 
Kooperation abhängig machen. Aber es dürfte 
in dem Maße, in dem die Kooperation an Be-
deutung gewinnt, immer wichtiger werden, 
gemeinsame Kriterien für eine planvolle Wei-
terentwicklung der einzelgesellschaftlichen 
Produktivkräfte unter dem Gesichtspunkt der 
internationalen Arbeitsteilung zu erarbeiten. 
Im gegenwärtigen Entwicklungsstadium käme 
es vor allem darauf an, die verschiedenen 
Kooperationsbereiche miteinander in einen 
systematischen Zusammenhang zu bringen 
und z.B. den Umfang des Austauschs von Per-
sonen und Informationen mit den konkreten 
Erfordernissen der internationalen Arbeitstei-
lung zu vermitteln. Ohne eine solche Vermitt-
lung bleibt die Forderung nach mehr Freizü-
gigkeit entweder abstrakt oder diskreditiert 
sich selbst als Versuch der Einflußnahme.
2. Die Regulierung der gesamtwirtschaftlichen 
Rückwirkungen der Kooperation (spin-off-Ef- 
fekte): Aufgabe einer gesamteuropäischen 
Kooperationspolitik ist es, zu verhindern, daß 
im Wege der Ausnutzung von ungleichen 
Verhandlungspositionen bei der Aushandlung 
von Kooperationsbedingungen eine indirekte 
Fremdbestimmung in Teilbereichen der so-
zial-ökonomischen Entwicklung des Koopera-
tionspartners erfolgt. (Zu denken ist hier z.B. 
an den Funktionsverlust der Arbeiterselbst-
verwaltung bei „joint ventures" in Jugoslawi-
en.) Diese Aufgabe betrifft auch die Lösung 
des Problems, daß durch die Verlagerung von 
arbeitsintensiven Produktionen ein vor allem 
in Krisenzeiten sich bemerkbar machender 
Lohndruck in den betreffenden Industriebran-
chen der kapitalistischen Staaten ausgeübt 
wird. Die Regulierung der gesamtwirtschaftli-
chen spin-off-Effekte schließt darüber hinaus 
die Aufgabe ein, alle Formen der Kooperation 
zu vermeiden, die eine Vertiefung strukturel-
ler Entwicklungsdisparitäten durch Speziali-
sierung zur Folge hätten oder neue schaffen 
würden.

3. Der politische Ausgleich strategischer 
Abhängigkeiten: Hier geht es darum, daß 
neue Formen der institutionalisierten Konflikt-

regelung gefunden werden müssen, die ge-
eignet sind, strategische Abhängigkeiten vor 
allem auf dem Sektor der Energieversorgung, 
die im Zuge einer verstärkten gesamteuropäi-
schen Kooperation entstehen, zu neutralisie-
ren. Wenn diese Aufgabe vernachlässigt wird 
oder zu keinen Ergebnissen führt, wird die 
Rüstung auf beiden Seiten in einen funktiona-
len Zusammenhang mit der Intensivierung der 
Kooperation treten (d. h.: militärische bzw. 
machtpolitische Kompensation strategischer 
Abhängigkeiten) oder es wird von vornherein 
zu keiner Kooperation kommen, die dem ge-
genwärtigen Entwicklungsstand der Produk-
tivkräfte und dem durch sie implizierten Aus-
naß der internationalen Arbeitsteilung auch 
nur annähernd entspricht.

4. Die Demokratisierung einer gesamteuropä-
ischen Zusammenarbeit: Soll sich die gesamt-
europäische Zusammenarbeit als friedliche 
entfalten, so kann sie nicht den Top-Mana-
gern vermeintlicher industriegesellschaftli-
cher Sachzwänge in Ost und West überlassen 
bleiben. Die Forderung, friedliche Koopera-
tion als politische Aufgabe zu begreifen, im-
pliziert für sich bereits die Beteiligung aller, 
die von der Kooperation betroffen sind. Diese 
Beteiligung wird aber nicht „gewährt“, sie 
muß durchgesetzt werden: z. B. durch die Ge-
werkschaften, die allmählich beginnen, die 
Internationalisierung der Produktion für ihre 
Strategiebildung konstitutiv werden zu las-
sen. Eine Demokratisierung der gesamteuro-
päischen Kooperation impliziert im weiteren 
Sinne darüber hinaus auch die Einbeziehung 
der Länder der Dritten Welt in den Entschei-
dungsprozeß über diese Kooperation. Denn 
die Entwicklungsländer sind zum einen direkt 
durch eine gesamteuropäische Kooperation 
betroffen — man denke z. B. an die Vertriebs-
kooperation auf Drittmärkten; sie sind zum 
anderen insoweit indirekt betroffen, als ein 
interessenpolitisches Arrangement zwischen 
den entwickelten Industriestaaten — welche 
subjektiven Intentionen einem solchen Arran-
gement auch immer zugrunde liegen mögen 
— die Verhandlungsposition der armen Län-
der gegenüber den reichen schwächt. Hin-
sichtlich dieses Sachverhalts sollten auf einer 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa auch Vertreter der Dritten Welt zu-
mindest bei den sie unmittelbar betreffenden 
Fragen ein Mitspracherecht haben.
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Hans-Adolf Jacobsen: Zur Einführung

Jürgen Diesel: Die Vorbereitungsgespräche in Helsinki für eine „Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa"
Das Verfahren, der Inhalt und der Stellenwert der geplanten KSZE nach dem Abschluß 
der multilateralen Vorbereitungen und der Verabschiedung der Schlußempfehlungen 
durch die Außenminister Anfang Juli in Helsinki werden beschrieben.

Joachim Jahnke: Möglichkeiten und Grenzen der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit mit Osteuropa
Die Möglichkeiten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Ost- und Westeuropa 
sind vielversprechend. Das belegen die Steigerungsraten im Osthandel und die wach-
sende Zahl von langfristigen Kooperationsabkommen. Auf der Seite der Bundesrepublik 
Deutschland ist die Zusammenarbeit u. a. durch das Interesse an der Absicherung des 
wirtschaftlichen Wachstums und den Wunsch motiviert, Nachteile der Blockbildung in 
Europa zu überwinden. Die Grenzen der Zusammenarbeit sind u. a. bestimmt durch die 
Integration in zwei Wirtschaftsblöcken und durch die unterschiedlichen Wirtschafts-
ordnungen.

Winfried Nolde: Zur Praxis der wirtschaftlichen Zusammenarbeit
über den wichtigen politischen Implikationen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwi-
schen Ost und West sollten die praktischen Probleme nicht übersehen werden. Die 
Formen der Geschäftsanbahnung, der Verträge und der Organisation der Zusammenarbeit 
zwischen westdeutschen Firmen und ihren osteuropäischen Geschäftspartnern werden ge-
schildert.

Henning Eikenberg: Die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit Ost-
europa
Die Rolle staatlicher Stellen bei der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit mit 
Osteuropa ist ungleich wichtiger als im Verkehr mit westlichen Ländern. Deshalb ist 
hier auch der Stand der politischen Beziehungen von besonderer Bedeutung. Dement-
sprechend hat die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit Osteuropa in den letz-
ten Jahren stark zugenommen, wobei die osteuropäischen Partner besonders an unmittel-
bar auf praktische Anwendung bezogenen Bereichen interessiert sind.

Sibylle Banke: Die wissenschaftlichen Austauschbeziehungen zu den osteuro-
päischen Ländern
Institutionen und Formen der Förderung des Austausches von Wissenschaftlern mit Ost-
europa werden beschrieben und der Stand der Austauschbeziehungen mit den einzelnen 
Ländern wird erläutert.

Doris Schenck: Die wissenschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der UdSSR
Am Beispiel der Sowjetunion werden einige Probleme hervorgehoben, die den Austausch 
von Wissenschaftlern zwischen der Bundesrepublik und osteuropäischen Ländern behin-
dern.

Gerda Zellentin: Intersystemare Kooperation und Frieden in Europa
Die Forschungen zur regionalen Integration haben eine Reihe von Hypothesen ergeben, 
die zusammengenommen allerdings noch nicht dem Anspruch einer Theorie genügen 
können. Sie erlauben aber die Formulierung eines Satzes von Variablen, mit dem der 
angenommene eProzeß einer Assoziierung der unterschiedlichen Systeme in West- und 
Osteuropa zumindest heuristisch begriffen werden kann.

Lothar Brock: Zur Aufgabenstellung einer gesamteuropäischen Kooperations-
Politik
Die neo-funktionalistische Schule erwartet von einer zunehmenden wirtschaftlichen Ver-
flechtung zwischen West- und Osteuropa eine Entmilitarisierung der Systemkonkurrenz. 
Das ist jedoch keine zwangsläufige Konsequenz. Soll die gesamteuropäische Kooperation 
sich friedlich entfalten, so bedarf sie der bewußten und planvollen Steuerung.
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